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Schamlos gegen harmlos:
Schafft Joe Biden das?

NEUE ENTHÜLLUNGEN IN DER SCHEUER-AFFÄRE
Hat der Verkehrsminister das Parlament belogen?



Great Job. Der neue Vito.
Gemacht für Sie und Ihren Alltag.
#GreatJobVito Erfahren Sie mehr unter mercedes-benz.de/vito
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Im Berliner Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg
stehen zwei teilbesetzte Häuser, aus denen
 heraus Nachbarn bedroht und angegriffen
werden. Die Polizei tut überraschend wenig
gegen die Linksextremen, die Berliner Politik
auch. Warum das so ist, recherchierten die
�������-Redakteure Roman Lehberger und
Ansgar  Siemens. Die beiden sprachen dafür
mit allen, die mit ihnen sprechen wollten –
mit Anwohnern, Polizisten, dem Innensenator
Andreas Geisel (SPD) und einem Investor, der
aus Angst um sein Leben anonym bleiben will.

Die Besetzer aus den Häusern in der Rigaer- und der Liebigstraße verweigern jedes
Gespräch, ebenso die grüne Bundestagsabgeordnete Canam Bayram, die so etwas
ist wie die Stimme der Hausbesetzer im deutschen Parlament. Siemens: »Möglicher-
weise fürchtet sie, ihre Wähler in dem Bezirk zu verärgern.« Schon im Januar ver -
öffentlichten die Hausbesetzer im Internet eine Art Steckbrief, in dem sie vor Treffen
mit den beiden Redakteuren warnten. Seite 38

�������-Korrespondentin Laura Höflinger lebt und arbeitet
in Indien, wo sich das Coronavirus erschreckend schnell ver-
breitet. Wohl schon im Oktober wird Indien die USA, zurzeit
noch die Nummer eins im globalen Corona-Ranking, überholen.
Die Pandemie trifft die Wirtschaft des Landes in einer kritischen
Phase. Höflinger sprach mit Ärzten, Unternehmern und anderen
Mit gliedern der aufstrebenden Mittelklasse über das Leben mit
der Pandemie, über die rigorosen Maßnahmen der Regierung,
über die Zukunftsaussichten. Wie schwierig der Kampf gegen
das Virus ist, erfuhr Höflinger auch von ihrer Nachbarin, die
sich damit angesteckt hat. Diese berichtete, dass der Labor -
mitarbeiter, der sie testete, erst in ihrer Wohnung die Schutzkleidung anzog. Seine
Begründung: Er werde sonst zu oft fortgeschickt, weil die Leute Angst hätten, dass
ihre Nachbarn von der mög lichen Infektion erfahren. Höflinger: »Das soziale Stigma
sorgt mit dafür, dass sich das Virus rasant in Indien ausbreitet.« Seite 70

Rund 13000 Menschen wurden durch
die Brände im Flüchtlingslager Moria
obdachlos, sie kampierten tagelang
auf den Straßen und in den Oliven -
hainen von Lesbos. �������-Redak-
teur Max Polonyi und Fotograf Philipp
Spalek begleiteten in den Tagen nach
dem Feuer den 16-jährigen Afghanen
Yaser Taheri, der fast neun Monate
lang in Moria  lebte – und nun mit sei-
ner Familie in ein anderes Lager über-
siedelte. Sie wurden immer wieder
von griechischen Sicherheitskräften
 gestoppt und befragt. Die Polizisten
versuchten ganz offenbar, Journalis-

ten von Räumungsaktionen fernzuhalten. Bei einer dieser Begegnungen verlangte
ein Offizier des Militärs, Spaleks Kamera zu überprüfen. Er wollte sichergehen, 
dass sich darauf keine Fotos befinden, die den Sicherheitskräften Probleme bereiten
könnten. Der Fotograf kam der Aufforderung nach, der Soldat scrollte durch die
Aufnahmen, sah aber nur Bilder von Badenden in einem Hotelpool. Spalek hatte
die Speicherkarte vorsorglich ausgetauscht. Seite 84
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Lehberger, Siemens in Berlin
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Mayday
Die Kreuzfahrtindustrie kannte jahrelang nur
Wachstum. Doch seit Beginn der Pandemie 

kämpft die Branche ums Überleben. TUI Cruises
versucht als einer der ersten Anbieter jetzt 

den Neustart � ein kostspieliges Abenteuer. Seite ��
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Geheime Treffen, 
verspielte Millionen 

Vertrauliche Dokumente erhärten den Verdacht,
dass Verkehrsminister Scheuer dem Parlament

rund um die gescheiterte Pkw-Maut die Unwahr-
heit gesagt hat. Wenn die Vorwürfe zutreffen,
müsste der CSU-Mann zurücktreten. Seite ��
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Kann er Trump bezwingen?
Am Dienstag treten US-Präsident Donald Trump

und sein Rivale Joe Biden erstmals in einer 
TV-Debatte gegeneinander an. Biden führt zwar in 
Umfragen, wirkt aber fahrig. Viele fragen sich, wie
wacklig der Kandidat der Demokraten ist. Seite ��

Genialer Menschenschinder
Ein Film über den Regisseur Rainer 

Werner Fassbinder, mit Oliver Masucci in der 
Hauptrolle, erzählt von Aufstieg und Fall 

eines besessenen Künstlers, der weder sich 
noch andere schonte. Seite ���
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Corona gegen Grippe
Die Covid-Zahlen steigen, zugleich beginnt 

im Winter die Influenzasaison. Droht 
Chaos in Arztpraxen und auf Intensivstationen �

oder fällt die Grippewelle dank der 
Corona-Maßnahmen in diesem Jahr aus? Seite ���
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Seht endlich hin!
Leitartikel Rechtsextreme Chatgruppen in der Polizei offenbaren das Versagen der Innenminister.

D ie Chatgruppe bei WhatsApp hieß »Itiotentreff«,
das sollte wohl lustig sein. Hier schickten Frank -
furter Polizisten einander Nachrichten und Fotos.
Banales war darunter, aber auch Erschreckendes.

Auf einem Bild war Hitler vor einem rauchenden Schorn-
stein zu sehen, dazu die Worte: »Umso größer der Jude,
desto wärmer die Bude.«

Zwei Jahre ist es her, dass die Gruppe aufflog. Das Ent-
setzen war groß, Hessens Innenminister Peter Beuth (CDU)
geriet unter Druck. Doch seine Amtskollegen in Bund 
und Ländern duckten sich weg, ihr Reflex: ein Einzelfall,
Frankfurt ist nicht überall. Es war ein verheerendes 
Signal der Untätigkeit, das sie an ihre Beamten sandten. 

Kürzlich fiel eine Dienstgrup-
pe der Polizei in Mülheim an
der Ruhr auf. Auch dort fand
sich in einer WhatsApp-Gruppe,
 »Alphateam« genannt, dieselbe
widerliche Melange nazistischer,
rassistischer, menschenverach-
tender Botschaften. Nordrhein-
Westfalens Innenminister Her-
bert Reul (CDU) sprach von
einer »Schande für die Polizei«.
Und was tun seine Amtskolle-
gen in Bund und Ländern? Sie
schweigen weiter.

Es ist ein perfides Kalkül,
nach dem die Innenminister
und die Spitzenbeamten 
im Sicherheitsapparat agieren. 
Sie folgen der Devise: Bloß
 keine neuen Probleme schaffen.
Nicht dort suchen, wo sich
Schlimmes verbergen könnte.
Keine Aufmerksamkeit erregen. 

Man möchte die Minister und Polizeipräsidenten schüt-
teln und ihnen zurufen: »Wacht endlich auf! Tut etwas!« 
Es steht nicht weniger auf dem Spiel als ein Fundament un -
seres Rechtsstaats. Und es geht um die Frage, ob diejenigen,
denen wir Waffen anvertrauen, um die Demokratie zu
schützen, vorbehaltlos hinter ihr stehen. Diese fortgesetzte
Ignoranz ist verantwortungslos.

Die bekannt gewordenen Fälle zeigen, in welchem 
Maß radikale Gedanken über die sozialen Medien in 
die Polizei gesickert sind. Die Botschaften der Hetzer, 
die Erzählungen vom Kontrollverlust, von einem schwa-
chen Staat, verfangen besonders bei einigen derer, 
die sich als Hüter des Gesetzes verstehen und durchaus
um  manche Schwäche des Staates wissen. Warum also
sollte es derartige Chatgruppen nicht auch in Nürnberg,
Magdeburg, Leipzig oder Hannover geben, in Jena oder
Zweibrücken?

Polizistinnen und Polizisten sind häufig empfänglich 
für einfache Botschaften. In ihrer Welt kämpfen sie für das
Gute. Auf der anderen Seite stehen die Verbrecher. In den
Augen dieser Beamten werden die Kriminellen von Gut-
menschen und Weltverbesserern geschützt. Deren naiver
Idealismus mache das Land unsicher.

»Es ist ein bitterer Befund, aber die Masse meiner Leute
hat kein Vertrauen mehr in unser politisches System«, 
sagt ein Polizeichef aus dem Westen unter der Maßgabe,
anonym zu bleiben. Es herrsche Frust und Verbitterung. 
Die Beamten fühlten sich attackiert, von der Gesellschaft
im Stich gelassen. Migration ist das große Thema, an dem
nicht wenige von ihnen verzweifeln. Denn zur Wahrheit

gehört, dass Polizisten im
Dienst Probleme mit kriminel-
len Zuwanderern sehen, die
anderen verborgen bleiben.

Viele Polizeischüler starten
eigentlich mit guten Vorausset-
zungen. Studien zeigen, dass
sie in der Ausbildung weltoffe-
ner und toleranter werden,
 rassistische Positionen nehmen
ab. Doch die Realität auf der
Straße, auch das ist nachgewie-
sen, macht manche sehr bald
hart und zuweilen zynisch.
Die Chatgruppen unter ihres-
gleichen wirken dann wie Teil-
chenbeschleuniger, in denen
sie sich mit Halbwahrheiten,
Grenzüberschreitungen und
Hass bombardieren und auf
diese Weise Druck ablassen. 

Ja, es gibt Rechtsextremis-
ten in Uniform, und sie müs-

sen unbedingt aus dem Dienst entfernt werden. Das Gute
ist: Sie sind vergleichsweise leicht zu erkennen. Das weit-
aus größere Problem stellen all die Beamten dar, die (noch)
keine überzeugten Extremisten sind, sich jedoch gegen seitig
so lange aufputschen, bis sie vielleicht welche werden.

Bislang hat sich die Polizeiführung vielerorts auf die
Position zurückgezogen, dass man nicht kontrollieren könne,
was Beamte auf ihren privaten Handys trieben. Eine be -
queme und gefährlich kurzsichtige Haltung. Das Beamten-
recht kennt die »außerdienstliche Wohlverhaltenspflicht«.
Es ist höchste Zeit, dass Vorgesetzte dafür sorgen, dass sie
auch im virtuellen Raum gilt.

»Wer schweigt, ist mitschuldig«, hat NRW-Innenminis-
ter Reul gesagt und damit die Beamten gemeint, die in den
Chatgruppen mitlasen, die Parolen aber nicht meldeten. 

»Wer schweigt, ist mitschuldig.« Das gilt nicht zuletzt für
Reuls Ministerkollegen. Jörg Diehl
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Wir machen Strom, 
mit dem es läuft.  
Und läuft. Und läuft. 
Und läuft.
Auto, Handy, Werkbank – nichts läuft mehr ohne Strom.  
Der Bedarf steigt. Nach sauberem, sicherem und  
bezahlbarem Strom. Wir machen ihn. Damit es weiterläuft.  
Die neue RWE. Klimaneutral bis 2040.



E in bisschen ist es wie bei einem
Unfall, man möchte wegsehen
und kann die Augen doch nicht
davon lassen. Ein Spätsommer-
tag in Pennsylvania, Joe Biden

steht in einer leeren Montagehalle in Pitts-
burgh, hinter ihm fünf US-Flaggen, vor
ihm ein Teleprompter, der die schlimmsten
Aussetzer verhindern soll. Der Kandidat
spricht über die Gewalt in den Städten
Amerikas, dann schlägt er den Bogen zur
Pandemie, die in den USA so furchtbar ge-
wütet und die bis zu diesem Zeitpunkt
schon mehr als 180000 Tote gefordert hat;
eine Zahl, die fast jeder Amerikaner kennt. 

Bidens rechter Zeigefinger schnappt
nach oben, er sagt: »Das Coronavirus hat
in diesem Jahr, seit dem Ausbruch, mehr

als hundert Jahre…also, darum geht…die
Leben von … Denkt darüber nach! Mehr
Leben in diesem Jahr als in den letzten
hundert Jahren.«

Biden hebt während seiner Stammelei
die Hände in die Höhe, in seinem Gesicht
steht Panik. Für ein paar quälend lange
 Sekunden scheint es so, als wäre der Kan-
didat völlig aus dem Konzept geraten. 

Kann das gut gehen?
In sechs Wochen wird in den USA ge-

wählt, es ist die wichtigste Wegmarke 
der jüngeren amerikanischen Geschichte.
»Man kann ohne Übertreibung sagen, dass
der nächste Präsident vor so großen innen-
politischen Herausforderungen steht wie
zuletzt Abraham Lincoln oder vielleicht
Franklin D. Roosevelt«, sagt die Sicher-

heitsexpertin Michèle Flournoy, die unter
Biden neue Verteidigungsministerin wer-
den könnte. Wohl noch nie seit dem Ende
des amerikanischen Bürgerkriegs stand so
viel auf dem Spiel. Mehr als 200000 Ame-
rikaner sind in den vergangenen sechs Mo-
naten an den Folgen einer Coronavirus-
Infektion gestorben. Die Wirtschaft liegt
am Boden, fast 14 Millionen Menschen
sind arbeitslos, vergleichbar nur mit der
Großen Depression. 

Selten zuvor waren die Vereinigten Staa-
ten so zerrissen. Die Nachsicht der Justiz
mit drei Polizisten im Bundesstaat Ken-
tucky, die im März die Afroamerikanerin
Breonna Taylor in ihrer Wohnung erschos-
sen hatten, entfachte neue Proteste gegen
Polizeigewalt. Zugleich rüsten sich im gan-

10 DER SPIEGEL  Nr. ��  /  ��. �. ����

Der Wackelkandidat
USA Joe Biden führt in den Umfragen gegen Donald Trump, doch er leistet sich immer wieder

Pannen und Versprecher. Hat der 77-jährige Demokrat die Kraft, einen Präsidenten 
aus dem Amt zu jagen, der sich mit allen Mitteln an der Macht halten will? Von René Pfister

Titel



* Organ, das aus 538 Wahlleuten besteht, die von den 
Bundesstaaten entsandt werden, um den Präsidenten zu 
wählen; Quelle: »New York Times«; Stand: 24. September

Entscheidende Wahlmänner           
Mögliche Mehrheitsverhältnisse 
im Electoral College*, ausgehend vom 
jeweiligen Durchschnitt mehrerer 
Umfragen in den US-Bundesstaaten

Sieger 
Biden

Angenommen, die Wahlmänner 
stimmen exakt so, wie in den 
Umfragen vorhergesagt.

��� ���

Angenommen, es zählen nur
die Wahlmänner, in deren Staat
ein Kandidat mit mindestens
3 Prozentpunkten führt.

��� ���

Sieger 
Biden

Angenommen, die Wahl-
ergebnisse weichen genau
so von den Umfragewerten 
ab wie bereits 2016.

�	� ��


Sieger Trump

Mehrheit

11

zen Land rechtsextreme Milizen, um zur
Not das Gesetz in die eigenen Hände zu
nehmen. Allein von Juni bis August wur-
den in den USA sechs Millionen Schuss-
waffen verkauft. 

Sollte sich Trump weitere vier Jahre im
Amt halten, wird die Nachkriegsordnung
weiter ins Wanken geraten. Die USA ha-
ben auf sein Geheiß das Pariser Klima -
abkommen aufgekündigt und die Weltge-
sundheitsorganisation verlassen. Es spricht
nichts dafür, dass der US-Präsident sich
im Ernstfall an die Verpflichtungen des
Nato-Vertrags gebunden fühlt. 

Der Mann indes, den die Demokraten
in diese historische Wahlschlacht schicken,
ist so labil und wackelig wie kaum ein Prä-
sidentschaftskandidat zuvor. Zwar liegt
Joe Biden in landesweiten Umfragen
durchschnittlich sieben Prozentpunkte vor
Trump, der Vorsprung in entscheidenden
Bundesstaaten wie Michigan und Pennsyl-
vania ist aber geringer.

Schon jetzt hat es Trumps Wahlkampf-
team geschafft, Biden als Freund der ex-
tremen Linken zu karikieren, der gewalt-
tätigen Demonstranten wenig entgegenzu-
setzen hat. Biden hat es nicht vermocht,
diesen Eindruck zu zerstreuen. Zudem ist
vielen Wählern bewusst, dass der Kandi-

dat der Demokraten ein Übergangspräsi-
dent wäre, der vermutlich nur Kraft für
eine Amtszeit besitzt, bevor er den Stab
an seine Vizepräsidentin Kamala Harris
weiterreicht. 

Biden ist ein Politveteran, der in den
US-Senat einzog, als Richard Nixon noch
Napalm auf Vietnam regnen ließ, und der
sich zum ersten Mal um das Weiße Haus
bewarb, als Berlin noch von einer Mauer
geteilt wurde. Gewinnt Biden die Wahl,
wäre er bei seiner Vereidigung 78 und da-
mit ein Jahr älter als Ronald Reagan, als
dieser am 20. Januar 1989 aus dem Amt
ausschied.

Der ehemalige Vizepräsident hat ohne
Zweifel die Erfahrung und die Reife für
das Oval Office, aber selbst seine Anhän-
ger räumen unter der Hand ein, wie ner-
vös sie werden, wenn sie ihn auf einer
Bühne stehen sehen. Am Sonntag ver -
gangener Woche sagte Biden in Philadel-
phia, dass es Schätzungen gebe, wonach
200 Millionen Menschen in den USA der
 Pandemie zum Opfer fallen werden, »wo-
möglich schon, wenn ich mit dieser Rede
fertig bin«. 

»Ich war ja selbst überrascht, dass Joe
Biden der Kandidat wurde«, sagt John
Pode sta, der einst als Stabschef unter Bill

Kontrahenten Biden, Trump
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Titel

Clinton diente und später den Präsident-
schaftswahlkampf von Hillary Clinton or-
ganisierte. Erfolgreiche demokratische Prä-
sidentschaftskandidaten vertraten immer
auch eine neue Generation: John F. Ken-
nedy vertrieb den Muff der Eisenhower-
Jahre; Clinton verkörperte den Durch-
bruch der Babyboomer und Barack Oba-
ma den Triumph des schwarzen, vielfälti-
gen Amerika. Wofür steht Biden? 

Am kommenden Dienstag wird er zu-
sammen mit Donald Trump auf einer Fern-
sehbühne in Cleveland im Bundesstaat
Ohio stehen, es wird das erste von drei
TV-Duellen sein, die der Präsident und
sein Herausforderer bestreiten – der Show-
down zwischen einem narzisstischen Spal-
ter und einem Mann, der das Land wieder
versöhnen will.

Nach außen geben sich Bidens Freunde
und Berater gelassen. Trump habe die Er-
wartungen an Biden so weit nach unten
geredet, dass dieser eigentlich nur gewin-
nen könne, sagt Lawrence Tribe, der Bi-
den seit Jahrzehnten in Rechtsfragen bei-
steht und Verfassungsrecht an der Har-
vard University lehrt. »Tatsächlich kenne
ich Joe Biden lange genug, um zu wissen,
dass er sich in Debatten gut schlägt. Au-
ßerdem neigt Trump dazu, die Fassung zu
verlieren.« 

Mag sein. Doch vielen Demokraten sind
noch immer die Auftritte im vergangenen
Jahr in Erinnerung, als Biden gegen seine
innerparteilichen Konkurrenten antrat
und manchmal so wirkte, als habe er sich
zufällig vor ein Mikrofon verirrt. Wurde
er angegriffen, waren Bidens Erwiderun-
gen nicht selten so kurzatmig, dass er sich
am Ende selbst das Wort abschnitt: »My
time is up.« Er erzählte wunderliche Ge-
schichten, auf die sich niemand einen Reim
machen konnte: etwa, dass Eltern aus är-
meren Schichten abends den Plattenspie-
ler laufen lassen sollten, um das Bildungs-
defizit ihrer Kinder aufzuholen. 

Natürlich ist Trump selbst ein Mann,
der schon die haarsträubendsten Patzer
geliefert hat. Er dachte vor laufender Ka-
mera laut darüber nach, ob es nicht sinn-
voll sei, Covid-19-Kranke mit Desinfek -
tionsmitteln zu behandeln. Anfang August
war er nicht in der Lage, das Wort »Yose-
mite« korrekt auszusprechen, ein India-
nerstamm, nach dem ein berühmter Na-
tionalpark benannt ist – das Wort kennt
fast jedes amerikanische Kind. Der Präsi-
dent dachte auch lange Zeit, Finnland sei
eine Provinz Russlands, das jedenfalls
schreibt Trumps Sicherheitsberater John
Bolton in seinen Memoiren. 

Trumps Trumpf: Er hat eine Anhänger-
schaft, die sich nie um die Patzer des Prä-
sidenten geschert hat. Außerdem schim-
mert bei seinen Auftritten immer noch
jene rohe und diabolische Kraft durch, mit
der er vor vier Jahren den Wahlsieg gegen

Hillary Clinton holte. Trump ist zwar auch
schon 74 und damit bei Amtsantritt der
bislang älteste US-Präsident der Geschich-
te. Aber dass ihm die Energie für den
Wahlkampf fehlt, würden wahrscheinlich
nicht einmal seine Gegner behaupten. Und
nun hat auch noch eine Fügung des Schick-
sals dafür gesorgt, dass er in den letzten
Wochen vor der Wahl den Posten der ver-
storbenen Richterin Ruth Bader Ginsburg
am Supreme Court neu besetzen kann. 

Die Schlacht um das Oberste Gericht
wird das TV-Duell am Dienstag mitbestim-
men, das hat Moderator Chris Wallace
vom Fernsehsender Fox News schon an-
gekündigt. Trump setzt darauf, dass er mit
der Nominierung einer konservativen
Richterin seine Basis begeistern kann.
 Bidens Leute dagegen hoffen, dass sich
der Präsident damit bei moderaten Wäh-
lerinnen in den Vorstädten endgültig un-
möglich macht. Fast zwei Drittel der Ame-
rikaner wollen nicht am Recht auf Abtrei-
bung rütteln, das der Supreme Court im
Jahr 1973 festgeschrieben hat. Außerdem
findet die Mehrheit der Amerikaner, der
Wahlsieger solle die offene Richterstelle
besetzen dürfen.

Bei TV-Duellen geht es immer um mehr
als nur die Sache: Es geht um die Kraft,
die ein Kandidat ausstrahlt, um Charisma
und Schlagfertigkeit. Richard Nixon hat
1960 die Präsidentschaftswahl auch des-
halb verloren, weil er sich im TV-Duell
mit John F. Kennedy nervös den Schweiß
vom blassen Gesicht wischte, während
der junge Senator aus Massachusetts
 entspannt in die Kamera lächelte. Als
 Ronald Reagan 1984 gefragt wurde, ob er
mit 73 Jahren noch das Land führen kön-
ne, versenkte er seinen Gegner Walter
Mondale mit zwei Sätzen: »Ich werde
 Alter nicht zum Thema meiner Kampagne
machen«, sagte der Präsident. »Ich werde
die Jugend und Unerfahrenheit meines
Gegners nicht für politische Zwecke
 ausnutzen.«

Ist Biden zu einer ähnlichen Kaltschnäu-
zigkeit fähig? Er schlug sich wacker, als er
sich im März einen Zweikampf mit Bernie
Sanders lieferte, dem letzten verbliebenen
Rivalen im Feld der Demokraten. Zugleich
hat sich Biden schon selbst als »gaffe ma-
chine« bezeichnet, ein Wort, das man am
ehesten mit »Tölpel vom Dienst« überset-
zen kann. Als man ihn in Vor-Corona-Zei-
ten noch unmittelbar beim Wahlkampf be-
obachten konnte, hatte das immer einen

leicht morbiden Reiz, so ähnlich wie ein
Vormittag beim Hahnenkamm-Rennen in
Kitzbühel, wo es jederzeit möglich ist, dass
sich der Held den Hals bricht. 

Im August des vergangenen Jahres
sprach Biden in der Aula des Clinton Col-
lege in South Carolina. 300 Leute saßen
vor ihm, darunter viele Schwarze. Sie hin-
gen dem Kandidaten an den Lippen wie
einem Prediger, der versprach, das Land
von einer furchtbaren Plage zu befreien.
Für einen Moment schien alles ganz ein-
fach: Verfügte dieser freundliche, warm-
herzige Mann nicht über alles, was nötig
ist, um jenen bösen Spuk zu beenden, der
 Washington nun schon fast drei Jahre lang
im Bann hielt?

Nach seiner Rede tauchte Biden in ein
warmes Bad der Sympathie: Seine Anhän-
ger wollten einen Händedruck, ein Auto-
gramm auf einem Baseball, ein Selfie. Al-
les war Harmonie, bis ein Mitarbeiter dem
Kandidaten ein Mobiltelefon in die Hand
drückte. Biden löste sich von seinen Fans
und verließ Hals über Kopf den Saal. Es
war eine Szene, wie man sie sonst nur aus
Hollywoodfilmen kennt: ein mächtiger
Mann aus Washington, der auf der Tour
durch die Provinz von einem schreck -
lichen Ereignis eingeholt wird. 

Aber es gab keinen Terroranschlag,
auch kein Erdbeben. Die einzige Katastro-
phe an diesem Tag hatte Biden selbst pro-
duziert, und es war kein Skandal, eher
eine Posse; lächerlich im Grunde, aber da-
rum gerade so gefährlich. 

Ein paar Tage zuvor hatte Biden wäh-
rend eines Wahlkampfauftritts in New
Hampshire die anrührende Geschichte
 eines Marineoffiziers erzählt, der an -
geblich in Afghanistan im Feuer des Fein-
des einen verletzten Soldaten geborgen
habe. Als Biden ihm bei einem Truppen-
besuch einen Orden verleihen wollte,
habe der Soldat gesagt: »Ich will das ver-
dammte Ding nicht! Heften Sie es mir
nicht an! Mein Kamerad ist gestorben. Er
ist tot!«

»Bei Gott, das ist die Wahrheit, so war
ich Biden heiße«, rief Biden zur andächtig
lauschenden Menge. Wie sich aber heraus-
stellte, stimmte an der Geschichte so gut
wie nichts: Den Offizier, von dem Biden
so bildreich erzählte, hat es so nicht ge -
geben. Bidens Geschichte war eine wilde
Mischung aus Fakten und Fantasie, und
wieder einmal stand der Kandidat da wie
ein netter, trotteliger Opa, der auf Famili-
enfeiern rührselige Märchen erzählt.

Bidens Karriere war immer begleitet
von Fehltritten und Peinlichkeiten. Im Ja-
nuar 2007 lobte er den damaligen Präsi-
dentschaftsbewerber Obama mit den Wor-
ten: »Wir haben hier den ersten schwar-
zen Mainstream-Politiker, der eloquent
und schlau ist und dazu noch sauber und
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»Bei Gott, das ist die
Wahrheit, so wahr ich
Biden heiße«, rief 
er in die Menge hinein. 
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Nach dem Tod seiner ersten Frau
heiratet Biden die Lehrerin Jill
 Jacobs. 1987 lässt er sich erstmals
als Präsidentschaftsbewerber
der Demokraten aufstellen, zieht
die Kandidatur aber bald zurück.

Als Vizepräsident hält Biden acht Jahre lang treu zu seinem Chef 
Barack Obama – auch wenn dieser zwischendurch Ausschau nach einem
Ersatz für seinen Stellvertreter halten lässt. 
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Eine öffentliche Leidensgeschichte

1972 kommen Bidens Ehefrau Neilia und seine 13 Monate alte Tochter
Naomi bei einem Autounfall ums Leben. Biden war kurz zuvor zum
 Senator gewählt worden und wollte nach diesem Schicksalsschlag seine
politische Karriere beenden. Ein Weggefährte überzeugte ihn weiter -
zumachen – seinen Amtseid leistete er am Krankenbett seines Sohnes.
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Als Senator hilft Biden der Juristin
Ruth Bader Ginsburg beim Auf-
stieg in den Obersten Gerichtshof.

Hunter Biden bereitet seinem
 Vater häufiger Probleme, auch
durch seinen Job in der Ukraine.
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Die gespaltenen Staaten von Amerika
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Soldaten der Nationalgarde
 bewachen das Lincoln Memorial 
in Washington während einer
 Massendemonstration. Das
 dystopische Bild sorgte für
 Empörung, da das Denkmal als
Symbol der Versöhnung gilt.

Tausende Flaggen am Washington
 Monument in der US-Hauptstadt markieren
die mehr als 200 000 Menschen, 
die an den Folgen der Pandemie bislang
gestorben sind. 
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Zu den treuesten Anhängern des Präsidenten zählen die »Boaters 
for Trump«, die mit Hunderten Privatbooten regelmäßig übers Wasser 
ziehen, um Wahlkampf für Donald Trump zu machen.

Seit der Tötung des Afroamerikaners George Floyd durch einen
 Polizisten im Bundesstaat Minneapolis gehen Millionen 
Amerikaner unter dem Slogan »Black Lives Matter« gegen 
Polizeigewalt und  Rassismus auf die Straßen. Nicht alle
 Demonstrationen verlaufen friedlich, es kommt immer wieder 
zu Ausschreitungen mit Verletzten und Toten.
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gut aussehend. Wenn das keine Geschich-
te ist!«

Als Biden auf dem Parteitag der Demo-
kraten in Milwaukee eine ordentliche und
pannenfreie Ansprache hält, genügt das
schon, damit die »New York Times«
schreibt: »Mit der Rede seines Lebens hat
sich Biden als der richtige Mann für unsere
Zeit präsentiert.« So gesehen ist die Coro-
na-Krise für Biden ein Geschenk. Seit Mit-
te März bestreitet er seine Kampagne vor
allem per Livestream aus seinem Haus in
Delaware. Wenn Biden im Land unter-
wegs ist, begleitet ihn nur ein kleiner Pres-
sepool. Selbst diese Reporter kommen nur
selten an den Kandidaten heran. Ein Re-
dakteur des Nachrichtensenders CNN hat
nachgezählt, dass sich Biden von Ende
Juni bis Mitte August nur zweimal den Fra-
gen von Journalisten gestellt hat. 

Präsidentschaftswahlkämpfe waren im-
mer auch ein Stahlbad: ein Marathon
durch Basketballarenen, Fabrikhallen und
Fußgängerzonen, immer begleitet von
 einem riesigen Pressetross. Daneben müs-
sen die Abendshows der Kabelsender be-
dient und die Großspender bei Laune ge-
halten werden, die nur dann ihre Geldbör-
sen öffnen, wenn der Kandidat persönlich
vorbeischaut. Wer diese Tortur 18 Monate
lang durchhält, in täglich wechselnden Ho-
telbetten und oft bei schlechtem Essen, der
hat bewiesen, dass er die Nerven und die
Konstitution für das Präsidentenamt mit-
bringt. Biden erlebt nun eine Kampagne
im Schonprogramm – was ihm erlaubt, sei-
ne Schwächen zu verstecken. 

Als sich Biden im Jahr 1987 zum ersten
Mal für die demokratische Präsident-
schaftskandidatur bewarb, gab er schon
auf, bevor die erste Vorwahl anstand. Ihm
war zum Verhängnis geworden, dass er
Teile einer Rede des britischen Opposi -
tionsführers Neil Kinnock abgekupfert hat-
te. Seine zweite Kampagne im Jahr 2007
war derart uninspiriert, dass er bei den
Vorwahlen in Iowa nur 0,9 Prozent der
Stimmen erhielt und als einer der ersten
Bewerber das Handtuch warf. Auch in die-
sem Jahr sah es lange so aus, als würde
Bernie Sanders, der linke Senator aus Ver-
mont, das innerparteiliche Rennen um die
Kandidatur gewinnen. 

Biden verlor die Vorwahlen in Iowa und
New Hampshire und konnte sich erst da-
nach gegen die parteiinterne Konkurrenz
behaupten. Das Blatt wendete sich, als die
moderaten Kandidaten Pete Buttigieg und
Amy Klobuchar – wohl auch auf Drängen
Obamas – aufgaben und Biden unterstütz-
ten, um einen Durchmarsch des Sozialis-
ten Sanders zu verhindern. »Es reduzierte
sich alles auf die Frage: Wer hat das Zeug,
Trump zu schlagen? Biden oder Sanders?«,
sagt Podesta. »Und die Leute dachten,
 Biden ist die sicherste Karte.«

Das Markanteste an Joseph Robinette
Biden Jr, wie sein vollständiger Name
 lautet, war immer seine Durchschnittlich-
keit: ein Junge aus Scranton, Pennsylva-
nia, der aus einer Mittelschichtfamilie
stammt und nicht einer politischen Dynas-
tie entsprang; ein fleißiger, glanzloser
 Student, der seinen Juraabschluss an der
 Syracuse University ablegte und nicht in
Harvard, wo Barack Obama mit nur 
28 Jahren zum Herausgeber des »Harvard
Law Review« avancierte, als erster schwar-
zer Student in der Geschichte der renom-
mierten Zeitschrift. 

Biden machte in seiner langen Karriere
fast alle politischen Irrwege der US-Politik
mit. Er stimmte in den Neunzigerjahren
unter Bill Clinton für die Deregulierung
der Finanzmärkte, ein Experiment, das im
Jahr 2008 in einem beispiellosen Crash
endete. Als Mitglied des Justizausschusses
im US-Senat formulierte er jene Gesetze
mit, die Generationen junger schwarzer
Männer hinter Gitter brachten und die
noch heute dafür sorgen, dass es in den
USA mehr Strafgefangene gibt als in Chi-
na. Im Herbst 2002 hob er im Senat die
Hand für den Irakkrieg, der sich zum größ-

ten außenpolitischen Desaster der USA
seit Vietnam auswachsen sollte. 

Ausgerechnet dieser Mann soll Amerika
nun vor Trump retten? Für Biden spricht,
dass er das moderate Amerika nicht ver-
schreckt, im Gegensatz zu Sanders und
der linken Senatorin Elizabeth Warren 
aus Massachusetts, die sich Trump ganz
offenkundig als Gegner im Wahlkampf 
gewünscht hatte. Die Kampagne des 
Präsidenten wirkt auch deshalb merkwür-
dig schräg, weil sie auf der Behauptung be-
ruht, mit einem Sieg der Demokraten wür-
de in Washington ein sozialistisches Re-
gime errichtet, das linksradikalen Krawall-
brüdern die amerikanischen Innenstädte
überlässt. 

»Leute, ihr kennt mich«, sagte Biden in
seiner Rede in Pittsburgh. »Sehe ich aus
wie ein radikaler Sozialist mit einem Herz
für Randalierer? Echt jetzt?«

Wenn man den Umfragen glauben darf,
könnte Biden jene Staaten im Mittleren
Westen zurückerobern, die vor vier Jahren
Hillary Clinton den Wahlsieg gekostet ha-
ben, weil vor allem weiße Arbeiter zu den
Republikanern übergelaufen waren. »Als
ich noch im Weißen Haus gearbeitet habe,
zog Biden mich immer auf seine ganz spe-
zielle Art zur Seite«, erinnert sich Podesta.

»Er wusste, dass auch ich in einem Arbei-
terhaushalt aufgewachsen bin und nicht
an einer Elite-Uni studiert habe. Er sagte:
Die ganzen Typen hier verstehen einfach
die Leute nicht, mit denen wir aufgewach-
sen sind.«

Dennoch leidet Bidens Kampagne da-
runter, dass der Kandidat nicht einen
Hauch von Euphorie auslöst. Nur etwas
mehr als 40 Prozent der Amerikaner sind
mit der Arbeit Trumps zufrieden, histo-
risch schlechte Zahlen für einen Präsiden-
ten. Biden kann daraus kein Kapital schla-
gen. Seine Zustimmungswerte übersprin-
gen nur ganz selten die Marke von 50 Pro-
zent. Der Demokrat ist für die meisten
Wähler einfach das kleinere Übel. 

Biden versucht nun, sich in eine Linie
mit Franklin D. Roosevelt zu stellen, der
die USA aus der Großen Depression
 geführt hat und der eine Ikone des linken
Amerika ist. FDR, der mit 39 an Kinder-
lähmung erkrankte und deshalb teilweise
im Rollstuhl saß, legte den Grundstein 
für den amerikanischen Sozialstaat. Er hat
in den Dreißigerjahren den Mindestlohn
und eine gesetzliche Rentenversicherung
eingeführt, beides kam damals einer Re-
volution gleich. Noch heute halten des-
halb viele Konservative die Ära Roosevelt
für die größte Verirrung des modernen
Amerika. 

»Es ist fast ein Jahrhundert her, dass
Franklin D. Roosevelt in einer Zeit der Ver-
unsicherung, der Angst der Massenarbeits-
losigkeit den New Deal vorgeschlagen
hat«, sagte Biden in seiner Antrittsrede als
Präsidentschaftskandidat im August. »Ob-
wohl er selbst unter einem Virus litt, be-
harrte FDR darauf, dass nicht nur er, son-
dern ganz Amerika sich wieder erholen
und aufstehen kann. Er hat es geschafft,
und wir können es auch.«

Doch Biden fehlt jener Zug ins Radikale,
der die Amtsjahre von FDR ausgezeichnet
hat. Sein Versprechen ist es gerade, das
Land zurück zur Normalität zu führen. An-
ders als Bernie Sanders fordert Biden kei-
ne Abschaffung der privaten Krankenver-
sicherung, er will auch nicht die Internet-
giganten Google und Amazon zerschlagen,
wie es Elizabeth Warren möchte. Seine
Anlehnung an FDR ist insofern vor allem
ein rhetorischer Trick, wenngleich ein ef-
fektvoller.

Die Kandidatur Hillary Clintons ist
2016 unter anderem deshalb gescheitert,
weil der linke Flügel der Demokraten sie
mit fast derselben Hingabe bekämpft 
hat wie Donald Trump. Biden dagegen
 genießt – trotz aller inhaltlichen Gegen-
sätze – die Sympathie von Warren und
Sanders, und er bemüht sich nach Kräften,
deren Anhänger einzubinden. Biden
machte Alexandria Ocasio-Cortez, den
Kultstar der Parteilinken, zur Co-Vorsit-
zenden einer Kommission, die sich im
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Die Kampagne leidet
darunter, dass der Kan-
didat nicht einen Hauch
von Euphorie auslöst.



Wahlkampf um den Klimaschutz küm-
mern soll. Seine täglichen Briefings durch
langjährige Vertraute würden nun stets
durch Input aus dem linken Lager ergänzt,
berichtet ein Insider aus der Demokrati-
schen Partei. »Das Signal von Bidens Leu-
ten war: Wir wollen, dass alle Teil des
Teams bleiben«, sagt Matt Duss, der au-
ßenpolitische Berater von Bernie Sanders. 

Bidens Gabe besteht seit Jahrzehnten
darin, zwischen den Fronten zu vermitteln.
In seinen 36 Jahren als Senator hat er un-
zählige Deals mit den Republikanern ge-
schlossen. Er war zeit seines Lebens der
Meinung, dass es nur ein bisschen Respekt
und gesunden Menschenverstand erfor-
dert, um Parteigrenzen zu überwinden. Bi-
den verband eine enge Freundschaft mit
dem inzwischen verstorbenen Republika-
ner John McCain, der im Jahr 2008 gegen
Obama angetreten war. Lindsey Graham,
heute einer der glühendsten Verehrer
Trumps im US-Senat, sagte vor fünf Jah-
ren: »Wenn Sie nicht in der Lage sind,
 Biden zu bewundern, dann haben Sie 
ein Problem. Dann sollten Sie ernsthaft
über sich nachdenken. Joe Biden ist ein 
so guter Mensch, wie ihn Gott nur erschaf-
fen kann.«

Bidens Biografie war immer auch eine öf-
fentliche Leidensgeschichte. Im Jahr 1972
wurde er mit nur 29 Jahren in den US-Se-
nat gewählt. Er war damals ein aufstreben-
der Star der Demokratischen Partei; dann
wurde das Auto seiner Frau Neilia kurz
vor Weihnachten von einem Lastwagen
erfasst. Neilia Biden starb noch auf dem

Weg ins Krankenhaus, die gemeinsame
Tochter Naomi erlag ebenfalls ihren schwe-
ren Verletzungen. 

Biden dachte darüber nach, seine poli-
tische Karriere zu beenden, doch ein Par-
teifreund überredete ihn, das Amt doch
anzunehmen. Am 5. Januar 1973 schwor
er den Eid auf die Verfassung im Kranken-
zimmer seines Sohnes Beau. Fast fünf Jah-
re lang war Biden alleinerziehender Vater.
Er fuhr jeden Morgen mit dem Zug von
Wilmington nach Washington und abends
wieder zurück zu seinen Kindern. 

»Er kannte im Zug jeden einzelnen
Schaffner«, sagt Paul Laudicina, der von

1977 bis 1982 in Bidens Senatsbüro gear-
beitet hat und bis heute mit ihm befreun-
det ist. Um sich Zeit für seine Familie zu
schaffen, habe Biden während der Fahrt
nach Wilmington immer gearbeitet.
»Wenn etwas Wichtiges anstand, bin ich
einfach mit ihm gefahren und habe dann 
in Wilmington am Bahnsteig gegenüber
den nächsten Zug zurück nach Washing-
ton genommen.«

Im August 2013 traf Biden der zweite
Schicksalsschlag. Bei seinem ältesten Sohn
Beau wurde ein bösartiger Hirntumor di-
agnostiziert. Beau Biden, ein sportlicher

Mann mit dem unverwechselbaren Biden-
Kinn, war der Stolz seines Vaters. Er
kämpfte im Irak und wurde im Alter von
nur 37 Jahren zum Generalstaatsanwalt
von Delaware gewählt. Aber die Krebs -
erkrankung zwang ihn, das Amt aufzuge-
ben. 2015 erlag Beau Biden dem Krebs. 

Bidens Kandidatur ist nicht ohne jene
dunkle Zeit zu verstehen. »Beau war Joes
Lieblingskind, daran kann es keinen Zwei-
fel geben, auch wenn er das nie so gesagt
hat«, sagt ein enger Weggefährte. Biden
stürzte in ein tiefes Loch, aber genau zu
jener Zeit musste er auch entscheiden, ob
er nach sieben Jahren als Vize von Barack
Obama noch einmal ins Rennen um die
Präsidentschaft einsteigen würde. Nach
Monaten des Zauderns verzichtete Biden,
weil er sich mitten in der Trauer um seinen
Sohn nicht den Strapazen eines Wahl-
kampfs aussetzen wollte. 

Über Bidens Karriere lag stets der
Schleier der Tragik. Kaum etwas hat Biden
glücklicher gemacht als die Entscheidung
Obamas, ihn als Vizepräsidenten in sein
Team zu holen. Biden hatte das Gefühl, ei-
nen Freund in Obama gefunden zu haben.
Der Präsident hingegen hörte nie auf, mit
den kalten Augen des Politprofis auf sei-
nen Vize zu blicken. Vor der Präsident-
schaftswahl 2012 gaben Obamas Berater
heimlich eine Umfrage in Auftrag, die er-
mitteln sollte, ob es nicht angeraten sei,
Biden vor die Tür zu setzen und Hillary
Clinton zum ersten weiblichen Vizepräsi-
denten zu machen. Biden traf das tief, aber
öffentlich verlor er kein böses Wort über
seinen Chef. 

Die Hierarchie zwischen den beiden
Männern war immer eindeutig. Für Biden
war der erste schwarze Präsident ein poli-
tisches Jahrhunderttalent, dem er voller
Dankbarkeit diente. Obama schätzte Bi-
dens Loyalität, aber er sah immer die De-
fizite seines fast 30 Jahre älteren Kollegen.
Als junger Senator musste er einmal einem
der legendär langatmigen Vorträge Bidens
lauschen. Er schob damals einem Berater
einen Zettel zu, auf dem stand: »Erschieß.
Mich. Sofort.«

Wie groß das Gefälle ist, zeigte sich
noch einmal auf dem Parteitag der Demo-
kraten im August. Biden hielt dort eine so-
lide und fehlerfreie Rede, was in der Partei
für Erleichterung sorgte; Obama lieferte
dagegen ein Gesamtkunstwerk ab, in dem
sich alles harmonisch fügte: Inhalt, Dra-
maturgie, Tonlage, selbst der leise Seufzer
am Ende der Rede, mit dem der ehemalige
Präsident seine Verzweiflung über die
Lage des Landes ausdrückte.

Bidens Kampagne ist der Versuch, aus
Defiziten eine Tugend zu machen. Seit Be-
ginn des Wahlkampfs sprach Biden immer
wieder über das Stottern, das ihn als Kind
plagte und das heute noch manchmal da-
für sorgt, dass er über ein Wort stolpert.
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Einmal schrieb Obama 
bei einer Biden-Rede
auf einen Zettel: »Er-
schieß. Mich. Sofort.«

Titel

Die Coronakrise ist fast ein Geschenk für Biden – seinen Wahlkampf
kann er gewissermaßen im Schonprogramm führen.
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Er erzählte von seiner Mutter Catherine,
die ihm sagte, dass er sich von den Hänse-
leien seiner Mitschüler und Lehrer nicht
unterkriegen lassen dürfe. Es war eine Ge-
schichte, die so viele Menschen berührte,
dass sein Wahlkampfteam schließlich
 einen Jungen aus New Hampshire auf dem
Demokratischen Parteitag reden ließ, der
selbst Stotterer ist und dem Biden Mut zu-
gesprochen hatte.

Im Wahlkampf hat Biden seine stärks-
ten Momente, wenn er auf Amerikaner
trifft, die einen geliebten Menschen ver-
loren haben. Im August vergangenen
 Jahres besuchte er Boone, ein verschlafe-
nes Städtchen in den Maisfeldern Iowas.
Nach der Rede trat Gary Craven auf Biden
zu und erzählte von seinem Sohn, der 
im  Alter von 47 Jahren an den Folgen ei-
ner Alkoholsucht gestorben war. Biden
legte ihm die Hand auf die Schulter und
hörte zu. Als seine Leute zum Aufbruch
drängelten, fragte Biden: »Kriege ich
 deine Telefonnummer? Ich ruf dich aus
dem Auto an.«

Ein paar Tage später klingelte tatsäch-
lich Cravens Handy. »Es war nur ein kur-
zes Telefonat«, erzählt der pensionierte
Elektriker am Telefon. »Joe Biden hat mir
gesagt, dass ich nicht aufgeben soll.« Der
Anruf des ehemaligen Vizepräsidenten hat
den Mann zutiefst berührt. »Biden sorgt
sich um Menschen«, sagt Craven. »Er ist
ganz anders als dieser Typ im Weißen
Haus.« Er liest dann noch die Widmung
vor, die Biden ihm später in ein Buch ge-
schrieben hat: »Es tut mir so leid, dass wir
zu derselben Bruderschaft gehören. Aber
wir werden die Erinnerung an unsere
Jungs im Herzen behalten. Verlier nicht
den Mut! Joe.«

In Bidens Erzählung liegt Trump wie ein
böser Fluch auf Amerika, der sich lösen
wird, sobald der Präsident das Weiße Haus
geräumt hat. »Es gehört zum Wesenskern
von Joe Biden, dass er glaubt, überpartei-
liche Kompromisse seien möglich«, sagt
sein Biograf Jules Witcover. »Biden ist ein
grundoptimistischer Mensch und davon
überzeugt, dass es möglich ist, politische
Fronten aufzubrechen.«

Es ist vielleicht der naivste Teil von Bi-
dens Kampagne. Schon Obama hat nach
seinem Wahlsieg im Jahr 2008 versucht,
Kompromisse mit den Republikanern zu
schließen. In den Augen vieler Demokra-
ten war dies der Grundfehler seiner Präsi-
dentschaft, weil er dadurch zwei wertvolle
Jahre verplemperte, in denen seine Partei
die Mehrheit in Senat und Repräsentan-
tenhaus in den Händen hielt. 

»Der Kern der Republikaner ist zu einer
extrem rechten Partei geworden, die Biden
als ihren Feind betrachtet«, sagt Podesta.
Wenn Biden etwas erreichen wolle, dann
müsse er die Mehrheit im Senat erobern

und dort das Instrument des Filibuster ab-
schaffen, das es der Minderheit erlaubt,
missliebige Gesetze zu blockieren. 

Sollte Biden die Wahl gewinnen, wird
er sich erst einmal um die Innenpolitik
kümmern müssen. Um die katastrophalen
Folgen der Viruskrise, um die Millionen
Arbeitslosen. Die billionenschweren Hilfs-
pakete haben die schlimmsten ökonomi-
schen Verwerfungen der Pandemie ab -
gedämpft, dennoch will die Wirtschaft
nicht so recht anspringen – mit der Folge,
dass in den nächsten Monaten Hundert-
tausende Amerikaner auf der Straße lan-
den könnten. 

»Die Frage ist, ob Biden sich überhaupt
um Außenpolitik kümmern kann«, sagt
Vali Nasr, der unter Obama im State De-
partment gearbeitet hat und heute an der
Johns-Hopkins-Universität lehrt. Er halte
es für denkbar, dass Biden nur über außen-
politische Grundfragen entscheide und
den Rest an einen Minister delegiere. Ent-
scheidende Pflöcke hat Biden bereits jetzt
eingeschlagen: Er würde als Präsident wie-
der dem Pariser Klimaabkommen beitre-
ten und den Nukleardeal mit Iran beleben,
der in der Amtszeit Obamas ausgehandelt
worden war und den Trump im Mai 2018
aufgekündigt hat.

Schon vor mehr als einem Jahr hat Bi-
den Nicholas Burns in sein Team geholt,
der als US-Botschafter bei der Nato diente
und neuer Außenminister werden könnte.
Anthony Blinken, der schon für Biden ar-
beitete, als dieser noch Vorsitzender des
Auswärtigen Ausschusses im US-Senat
war, gilt als Favorit für den Posten des Na-
tionalen Sicherheitsberaters. Und mit Mi-
chèle Flournoy könnte erstmals eine Frau
an die Spitze des Pentagons rücken. Die
Harvard-Absolventin diente in der Regie-
rungszeit Obama drei Jahre lang als Staats-
sekretärin im Verteidigungsministerium –
und drängt heute darauf, dass die Deut-
schen mehr außenpolitische Verantwor-
tung übernehmen. 

Biden selbst findet, dass Angela Merkel
in der Vergangenheit zu nachsichtig mit

dem Kreml umgegangen ist. Im Februar
2015 reiste Biden zur Münchner Sicher-
heitskonferenz, die in jenem Jahr von 
der Ukrainekrise überschattet wurde. Im
Osten des Landes standen bereits seit
knapp einem Jahr prorussische Rebellen,
und Biden versuchte Obama davon zu
überzeugen, der Ukraine panzerbrechen-
de Waffen zu liefern, um sich gegen die In-
vasoren zur Wehr setzen zu können. 

Die Kanzlerin hielt die Idee für gefähr-
lich und ließ das in München auch durch-
blicken, während Biden im Publikum saß.
»Ich war enttäuscht, als Merkel es rundhe-
raus ablehnte, auch nur darüber nachzu-
denken, Waffen an die unterlegende ukrai-
nische Armee zu liefern«, schreibt Biden
in seinen Memoiren. Als Reaktion ließ er
seine eigene Rede noch einmal umschrei-
ben und verlieh ihr einen deutlich schärfe-
ren Ton. Am Ende blieben es leere Worte.
Merkel setzte bei Obama durch, dass die
Ukraine keine Waffen geliefert bekommt.
So gesehen hat die Kanzlerin dem Vize-
präsidenten eine empfindliche Niederlage
beigebracht. 

Allein deshalb gäbe es Gesprächsbedarf
zwischen der Bundesregierung und Bi-
dens Wahlkampfteam. Aber weil der Kan-
didat panische Angst davor hat, dass
Trump den Vorwurf erhebt, sein Gegner
stehe unter dem Einfluss fremder Mächte,
hat er seinen Leuten strengstens untersagt,
vor der Wahl mit ausländischen Diploma-
ten zu verkehren. Es ist die letzte absurde
Wendung in einem Wahlkampf, der kei-
nen Mangel an Kuriositäten aufweist:
Weil der amtierende Präsident wohl mit-
hilfe des Kreml ins Amt kam, dürfen Bi-
dens Leute nicht einmal mit den Vertre-
tern eines Landes sprechen, das seit Jahr-
zehnten einer der engsten Partner der
USA ist. 

Wenn Trump und Biden am Dienstag
die Bühne der Case Western Reserve Uni-
versity in Cleveland betreten, um 21 Uhr
Ortszeit, drei Uhr früh in Deutschland,
werden zwei Gegensätze aufeinanderpral-
len – hier ein wütender Narzisst, der die
Weltordnung zertrümmern will; dort ein
alternder Gentleman, der das Vertrauen
der Verbündeten in die USA zurückgewin-
nen möchte. 

Trump hat schon erklärt, er bereite sich
auf die Debatte kaum vor und werde sich
stattdessen auf seine Erfahrung als Präsi-
dent verlassen. Biden fürchtet, in einen
Nahkampf  verwickelt zu werden. Er hoffe,
er werde nicht in eine Rauferei hinein -
gezogen, sagte er vor zwei Wochen. »Das 
ist nämlich die einzige Situation, in der
sich Trump wohlfühlt.« Andererseits hat
Bidens lange politische Erfahrung seine
 guten Seiten: Auf seinen vielen Reisen 
ins Ausland hat er gelernt, wie man mit
Despoten umgeht.
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Selbst seine Gegner würden nicht
behaupten, dass Donald Trump die
Energie für den Wahlkampf fehlt.



Titel

D er Tag, an dem Jack Spielman
wusste, dass er nie mehr für
 Donald Trump stimmen wird,
war der 19. November 2019. Im

Fernsehen liefen Berichte über die Ukraine -
affäre des Präsidenten. Donald Trump
wurde vorgeworfen, den ukrainischen Prä-
sidenten erpresst zu haben, um im Gegen-
zug Munition im Wahlkampf gegen seinen
Herausforderer Joe Biden von den Demo-
kraten zu bekommen. Jack Spielman sah
im Fernsehen, wie ein Oberstleutnant der
US-Armee vor dem Kongress auftrat und
Trump in der Affäre schwer belastete.

Spielman sagt, er sei entsetzt darüber
gewesen, wie Trump und andere Republi-
kaner den Offizier Alexander Vindman at-
tackierten. Sie nannten Vindman einen
Wichtigtuer und Verräter. »Das war zu
viel«, sagt Spielman. Der Mann habe seine
Pflicht getan und sei dafür auf üble Weise
von Trump niedergemacht worden. »Da
war für mich Schluss.«

Spielman ist 60 Jahre alt und diente
mehr als 25 Jahre lang in der Armee. Er
hat im Kuwait-Krieg gekämpft. Jetzt 
sitzt er am Küchentisch seines Hauses in
Macomb County, 20 Autominuten von der
 Innenstadt Detroit im US-Bundesstaat
 Michigan entfernt, und berichtet über sei-
ne Wandlung vom treuen Republikaner
und Trump-Wähler zum Gegner des Prä-
sidenten. Er klingt wie jemand, der aus
 einer Sekte aussteigt.

Er habe 2016 für Trump gestimmt, weil
er sich frischen Wind in Washington ver-
sprach. Doch bald nach der Wahl habe die
Enttäuschung eingesetzt. »Ich hatte ge-
hofft, dass wir Trump, den erfolgreichen
Geschäftsmann als Präsidenten bekom-
men. Aber wir haben den Trump aus der
Gameshow bekommen«, sagt Spielman. 

Am 3. November will Spielman zum
ersten Mal in seinem Leben für einen de-
mokratischen Kandidaten stimmen. Er hat
sogar ein Werbevideo aufgenommen, in
dem er sich für Joe Biden starkmacht. 

Spielmans Wandlung ist eine gute Nach-
richt für Biden und eine schlechte für
Trump – und das liegt auch an Spielmans
Wohnort. Er lebt mit seiner Frau in einem
Vorort von Detroit, in einem Bungalow
mit Doppelgarage und zwei Autos. Der
Rasen wirkt wie mit einer Nagelschere ge-
schnitten. Gut die Hälfte aller amerikani-
schen Wähler lebt in solchen Suburbs. De-
ren Bewohner sind die wahrscheinlich am

härtesten umkämpfte Gruppe, sie könnten
entscheiden, wer der nächste Präsident
wird. Und es spricht  einiges dafür, dass
 etliche von ihnen mit Donald Trump ab-
geschlossen haben. 

In den Suburbs ist die Mittelklasse zu
Hause, tendenziell konservativ, gebildet,
mit sechsstelligem Einkommen und einem
Haus mit Garten. Zur Arbeit, zum Einkau-
fen oder zum Fitnessstudio fährt man mit
dem Auto. Die Kinder gehen auf gute
Schulen, am Wochenende trifft man sich
mit den Nachbarn in der Kirche, beim Bar-
becue oder zum Baseballgucken. 

Seit Wochen zielt Trump auf diese Vor-
stadtwähler. Mit einer Law-and-Order-
Kampagne will er ihnen Angst vor einem
möglichen Biden-Sieg einjagen. Auch den
Kampf um die Nachfolge der verstorbenen
Richterin am Supreme Court, Ruth Bader
Ginsburg, will er nutzen, um moderate

Vorstadtwähler anzusprechen. Er setzt da-
rauf, dass sie es schätzen, wenn er das
Oberste Gericht mit einer konservativen
Mehrheit über Jahre hinaus besetzt.

In Macomb County, Jack Spielmans
Wahlkreis, gewann Trump im Jahr 2016
mit 53,6 Prozent der Stimmen gegen Hilla -
ry Clinton. Zuvor hatte zweimal der Demo -
krat Barack Obama gewonnen. Trumps
 Erfolg trug dazu bei, dass er Michigan mit
einem knappen Vorsprung von nur etwa
11 000 Stimmen erobern konnte – und da-
mit den Gesamtsieg einfuhr.

Heute sieht es schlechter aus. In den
meisten Erhebungen für Michigan liegt
 Biden im Durchschnitt mehr als sechs
 Prozentpunkte vor Trump.

Seine Enttäuschung über Trump sitze
tief, sagt Jack Spielman. Trumps Art, das
Land zu spalten, sein Versagen in der
 Corona-Pandemie, seine Lügen, das alles
gehe den Menschen höllisch auf die
 Nerven. Spielman findet, dass Trump
 täglich gegen die Werte verstoße, die
 Menschen aus der Mittelschicht wichtig
seien: Anstand, Mitmenschlichkeit, Res-
pekt. »Wir sind ordentliche Leute«, sagt

Spielman. »Ich schäme mich für diesen
Präsidenten.«

Einige Kilometer weiter sitzt Cecil St.
Pierre in seinem Büro in einem kleinen
Flachbau an einer der Ausfallstraßen.
Links gibt es eine Tankstelle, dahinter ein
Fast-Food-Restaurant. Dann einen Golf-
platz. Der Verkehr rollt gerade aus der
Stadt heraus, es ist Feierabendzeit.

St. Pierre ist Anwalt und im Nebenberuf
Chef von Trumps Republikanern in Ma-
comb County. Eigentlich zählt es kurz vor
der Präsidentenwahl zu seinen Aufgaben,
Optimismus zu verbreiten. Doch er ist
 unsicher, ob die Sache für seinen Kandi-
daten gut ausgehen wird. Trump könne es
sich nicht leisten, Wähler zu verlieren, sagt  
St. Pierre. »Ich mache mir da echt Sorgen.« 

Da sei zum Beispiel seine Frau Lisa. Vor
vier Jahren habe sie noch begeistert für
Trump gestimmt. Nun stehe sie auf der
Kippe. Ihr gefalle Trumps Stil nicht, seine
Art, Menschen herabzuwürdigen. 

Und dann war da neulich dieser Vater
mit seinen Kindern. St. Pierre und seine
republikanischen Mitstreiter standen in
 einem Park, um Eis an Familien zu vertei-
len und für Trump zu werben. Der Mann
kam, nahm das Eis für seine Kinder und
klagte sein Leid: 2016 habe er gern für
Trump gestimmt. Doch jetzt wolle er nicht
mehr, weil sich der Präsident zu schlecht
benehme. Wohin er auch schaue, sagt 
St. Pierre, sehe er Zweifel und Zögern.
»Ich hoffe, ich irre mich.«

Ein weiteres Problem für die Republi-
kaner: Die Suburbs werden unberechen-
barer. Zwar leben in vielen der besserge-
stellten Vororte überwiegend Weiße, doch
etliche Regionen werden vielfältiger, mit
immer mehr Schwarzen oder hispanischen
Bewohnern. 

Zur Zeit von US-Präsident Bill Clinton
galt noch die Faustregel seines Wahlkampf-
beraters James Carville: Die Wahlen
 werden durch die Wirtschaftspolitik ent-
schieden – die Mittelschicht will wissen,
dass ihre Einkommen sicher sind. »It’s the
economy, stupid«, lautete Carvilles Man-
tra. Doch seit einigen Jahren ist diese
 Rechnung nicht mehr so einfach. Gesell-
schaftspolitische Themen nehmen mehr
Raum ein, die Stimmung erscheint diffuser. 

Als Lehrbeispiel gelten die Zwischen-
wahlen für den US-Kongress 2018. Da-
mals kassierten die Republikaner vieler-
orts eine kräftige Niederlage, zwei Jahre
nach der Präsidentschaftswahl. Selbst in
einstigen Hochburgen büßten sie Stimmen
ein. Und das, obwohl die Arbeitslosigkeit
niedrig war und die Wirtschaft ausgezeich-
net lief. Gerade Wähler aus der Mittel-
schicht wollten dem Präsidenten einen
Denkzettel für seine chaotische Regie-
rungsführung verpassen. Die Demokraten
eroberten die Mehrheit im Repräsentan-
tenhaus und einige Gouverneursposten. 
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Kampf um Suburbia
Gesellschaft Donald Trump braucht die Wähler in Amerikas 

Vororten, wenn er im November gewinnen will. Doch ausgerechnet
dort bröckelt die Unterstützung für den Präsidenten.

»Ich schäme mich für
diesen Präsidenten«,
sagt ein einstiger
Trump-Wähler.



Für einen Sieg Joe Bidens würde es aus-
reichen, wenn er die Ergebnisse der Zwi-
schenwahlen von 2018 im November quasi
wiederholen würde. Er hätte dann eine
klare Mehrheit im Wahlmännergremium,
das den Präsidenten wählt. Trump will das
verhindern. Derzeit vergeht kaum ein Tag,
an dem der Präsident nicht in den um-
kämpften Staaten unterwegs ist. Kleine
Vororte können die Wahl entscheiden, so
wie im Bundesstaat North Carolina. 

Hier, nördlich von Charlotte, beginnt
der amerikanische Vorstadttraum an der
Interstate 77, kurz hinter der Ausfahrt 25.
Endlose Siedlungen mit weißen Villen rei-
hen sich aneinander, die Straßen heißen
Sunset Drive oder Troubadour Lane. Ne-
ben dem Whole-Foods-Supermarkt, in
 einem kleinen Park, macht eine Gruppe
mittelalter Frauen Yogaübungen. An den
Elektroladestationen stehen ihre Teslas
 bereit. Vom Starbucks weht der Duft von
frisch gebrühtem Kaffee herüber.

North Carolina war lange in den Händen
der Republikaner. 2016 gewann Donald
Trump den Staat mit einem Vorsprung 
von rund vier Prozentpunkten vor Hillary

Clinton. Zur selben Zeit konnten die
 Demokraten hingegen den Gouverneurs -
posten knapp erobern. Inzwischen sind die
Vororte von Charlotte zu wichtigen Kampf-
plätzen geworden. Die Umfragen sehen ein
Kopf-an-Kopf-Rennen in ganz North Caro-
lina voraus. Schon Zugewinne von einigen
Tausend Stimmen könnten für die Demo-
kraten ausreichen, um den Staat zu erobern.

Besonders hart umkämpft sind die weib-
lichen Wähler. Untersuchungen haben
 ergeben, dass Frauen bei den Zwischen-
wahlen 2018 mehrheitlich die Demokraten
wählten. Laut einer Umfrage von »Wall
Street Journal« und NBC News aus dem
Sommer würden 56 Prozent der Vorstadt-
bewohnerinnen für Biden stimmen, nur
39 Prozent für Trump. 

Viele Wählerinnen fühlen sich abge-
schreckt vom Verhalten des Präsidenten,
der immer wieder gegen Frauen giftet. Zu-
dem stehen noch etliche Vorwürfe gegen
Trump im Raum, Frauen sexuell bedrängt
zu haben. Trump streitet die Vorwürfe ab.

Auch für Beth Kendall, 37, spielt
Trumps Umgang mit Frauen eine große
Rolle. Die studierte Medizinerin lebt mit

ihrem Mann vor den Toren von Charlotte.
Früher habe sie sich nicht besonders poli-
tisch engagiert, sagt Kendall. Doch mit der
Wahl 2016 habe sich für sie alles geändert.
»Das war für mich ein Schock«, sagt sie.

Kendall fand es unerträglich, dass ein
Mann mit Trumps Auftreten Präsident wer-
den konnte. Sie begann, sich bei den Demo -
kraten zu engagieren. Nun ist sie Vorsitzen-
de eines Parteiverbands und kämpft dafür,
Trump aus dem Weißen Haus zu vertrei-
ben. Am Tag von Ginsburgs Tod hat Ken-
dall damit begonnen, »Biden«-Werbeschil-
der für den Vorgarten zu verteilen, gegen
eine kleine Spende. 100 Schilder seien in
wenigen Stunden weggegangen. »Die Leu-
te hier wollen keine Rückkehr in die gesell-
schaftspolitische Steinzeit«, sagt sie.

Derzeit liegt Biden landesweit im
Schnitt sieben Prozentpunkte vor Trump.
Bidens Team ist davon überzeugt, dass
sich die Bewohner der Suburbs für The-
men interessieren, die Trump vernachläs-
sigt, für ein gutes Gesundheitssystem, für
den Kampf gegen den Klimawandel. 

Während der Waldbrände in Kalifor-
nien schrieb Biden an Donald Trump 
per Twitter: »Wissen Sie, was unsere Vor-
orte wirklich bedroht? Feuer, Hochwasser,
 Hurrikans. Wir müssen gegen den Klima -
wandel kämpfen. Jetzt!« Aber auch im
 Biden-Lager wissen sie: Die Wahl ist nicht
gelaufen. Es gibt selbst in den Suburbs
noch Wähler, die hinter dem Präsidenten
stehen, trotz allem. So wie Allison Powers. 

Powers ist 62, Ingenieurin und lebt in
Union County, einem Vorort im Südosten
von Charlotte. Sie ist Republikanerin und
begeisterte Anhängerin des Präsidenten.
Ihr Büro sieht aus wie ein Trump-Fanshop.
Es gibt eine Pappfigur von Trump, Aufkle-
ber, Trump-Plakate und rote Trump-Müt-
zen. Besuch empfängt sie wegen der Pan-
demie mit einer blauen Maske im Gesicht.
Darauf in großen Buchstaben: Trump.

»Die Medien versuchen, Trump nieder-
zumachen, sie stellen ihn falsch dar«, sagt
sie. Der Präsident habe Jobs geschaffen
und die Pandemie perfekt gemanagt. »Er
hat gegen das Virus getan, was er konnte.« 

Powers glaubt, dass Joe Biden nicht in
der Lage sei, die USA vor dem Abrutschen
in die Anarchie zu bewahren. »Er ist nicht
stark genug, um sich gegen die extremen
linken Kräfte in seiner Partei durchzuset-
zen.« Außerdem könne nur Trump die
Wirtschaft nach der Corona-Pandemie
wieder in Gang bringen. Und nur er ver-
spreche den Schutz ungeborenen Lebens
und sei gegen Abtreibung, was viele Chris-
ten in den Vorstädten unterstützten.

Aber wenn man Allison Powers fragt, die
größte Trump-Anhängerin in North Caro-
lina, ob ihr Idol den Bundesstaat gewinnen
wird, denkt sie eine Weile nach. Dann sagt
sie: »Ich bin nicht sicher.« Roland Nelles

19DER SPIEGEL  Nr. ��  /  ��. �. ����

Se
an

 P
ro

ct
or

 /
 D

ER
 S

PI
EG

EL
Je

ff
 R

ic
h 

/ 
D

ER
 S

PI
EG

EL

Biden-Anhänger Spielman, Kendall (u. l.), Trump-Unterstützerin Powers
»Wir haben den Trump aus der Gameshow bekommen«
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Deutschland

Polizisten droht Gehaltsverlust
Rechtsextreme Chatgruppen Verdächtige Beamte könnten bis zu 50 Prozent der Dienstbezüge verlieren.

DER SPIEGEL  Nr. ��  /  ��. �. ����

� Im Zusammenhang mit mutmaßlich
rechtsextremen WhatsApp-Gruppen
unter nordrhein-westfälischen Polizisten
möchte das Innenministerium den
Beschuldigten das Gehalt kürzen. »In 
den Fällen, in denen Beamte mit dem 
Ziel der Entfernung aus dem Dienst sus-
pendiert wurden, ist eine Einbehaltung
von bis zu 50 Prozent der Dienstbezüge
möglich«, teilt das Ministerium mit. Die
Höhe der Kürzung hänge von den wirt-
schaftlichen Verhältnissen der Beamten

ab, es werde dabei »der Bedarf ihrer
 Familien berücksichtigt«. Derzeit gebe 
es eine »individuelle Prüfung«. 

31 Polizistinnen und Polizisten sind in
dem Fall inzwischen suspendiert, sie
 sollen in Chats Fotos von Hakenkreuzen
und Hitler verschickt und empfangen
haben. Laut Innenministerium habe es in
der Vergangenheit »in einem anderen
Zusammenhang gegen einen der beteilig-
ten Beamten einen Verweis wegen einer
beleidigenden Äußerung« gegeben. Hin-

sichtlich möglicher rechtsextremer Äuße-
rungen lägen jedoch für niemanden aus
dem Kreis der Beschuldigten »disziplinar-
oder strafrechtliche Erkenntnisse« vor.
Seit Bekanntwerden des Skandals vorige
Woche haben sich offenbar zahlreiche
Polizisten mit Informationen zu mög -
licherweise ähnlichen Fällen in den eige-
nen Reihen gemeldet. Die Ermittler 
gehen derzeit weiteren 16 Hinweisen 
auf rechtsradikale oder rassistische
 Äußerungen unter Beamten nach. LE
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Dem Tod entronnen Nach 32 Tagen in stationärer Behandlung ist der vergiftete russische Oppositionsführer 
Alexej Nawalny aus der Berliner Charité entlassen worden. Während der 44-jährige Kremlkritiker im Koma 
lag, soll die Regierung in Moskau sein Vermögen eingefroren haben.
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Alexander Neubacher Die Gegendarstellung

Corona-Maulhelden
Deutschland erlebt den schlimmsten Wirtschafts -

einbruch seit Jahrzehnten, Hunderttausende sind
in Kurzarbeit, die Regierung macht Schulden wie
nie. Doch in einem Paralleluniversum namens
Ver.di hat man von der Krise offenbar nichts mit-

bekommen. Die Gewerkschaft will mehr Geld für
den öffentlichen Dienst: plus 4,8 Prozent Gehalts -

zuschlag, mindestens 150 Euro zusätzlich im Monat, außerdem
die 39-Stunden-Woche in Ostdeutschland. Damit keiner denkt,
es könne sich bei diesen Forderungen doch nur um einen
schlechten Scherz handeln, ruft Ver.di zu Warnstreiks auf: bei
Bus und Straßenbahn, im Jobcenter, bei der Müllabfuhr. Eltern
mit kleinen Kindern müssen sich wohl darauf einstellen,
 demnächst draußen vor der verschlossenen Kita-Tür zu stehen,
weil die Ver.di-Truppe drinnen den Arbeitskampf probt.

Wie kommt man als Gewerkschaftsfunktionär auf die Idee,
ein Land zu piesacken, das gerade mühsam versucht, in 
einen halbwegs normalen Alltag zurückzufinden? Womöglich
liegt es an einer Fehlwahrnehmung der öffentlichen Mei -
nung. Nachdem den Beschäftigten im Gesundheitswesen
zuletzt viel gedankt wurde, hält der neue Ver.di-Chef Frank
Werneke die Stimmung für günstig, um mehr rauszu-
schlagen. Motto: Klatschen allein reicht nicht, Deutschlands
Corona-Helden wollen Geld. 

Nun stimmt es, dass einige Ver.di-
Berufsgruppen im öffentlichen Dienst
wegen Corona hart arbeiten. Aber längst
nicht alle. Nicht mal etwa jeder Fünfte
im Ver.di-Kosmos arbeitet in Kranken-
häusern oder Pflegeeinrichtungen. Und
selbst von diesen dürften viele bis heute
keinen einzigen echten Corona-Patien-
ten gesehen haben, weil es in den Klini-
ken insgesamt ja glücklicherweise zu
 keinem Zeitpunkt mehr als ein paar Tau-
send Intensivfälle gab.

Die Mehrheit der Ver.di-Leute sitzt in der öffentlichen
 Verwaltung, also dort, wo gewiss nicht mehr getan wird als 
in der Privatwirtschaft. Im Homeoffice eher weniger, 
wenn man bedenkt, wie dürftig die Ausstattung vieler Ämter
mit portablen Computern und externen Internetzugängen 
ist. Kurzarbeit war oder ist für die öffentliche Verwaltung kein
großes Thema. Viele saßen mit vollen Bezügen einfach zu
Hause. 

Und schließlich vertritt Ver.di noch einige Hunderttausend
Beschäftigte bei Versorgungsbetrieben, Flughäfen, Sparkassen.
Ehrbare Berufe. Doch dass in einer Sparkassenfiliale vor
 Dankbarkeit geklatscht wurde, ist meines Wissens nicht vor -
gekommen.

Mein Eindruck ist, dass Corona-Maulheld Werneke die
Arbeit seines Vorgängers Frank Bsirske fortsetzt. Der war
dafür bekannt, in Tarifkämpfen mit spektakulären Forderun-
gen zu starten, um am Ende erstaunlich wenig zu erreichen.
Die Zahl der Ver.di-Mitglieder ging unter ihm derweil um 
etwa ein Drittel zurück. Wohingegen in den vergangenen Jah-
ren die Mitgliederzahl bei der Metall-Gewerkschaft stieg.

An diese Tradition knüpft Werneke an. Da passt auch sein
Spitzname: Frank der Zweite.

An dieser Stelle schreiben Markus Feldenkirchen und Alexander Neubacher
im Wechsel.

Wie kommt
man auf die
Idee, ein Land
zu piesacken,
das um
 Normalität
kämpft?

EU-Charta

Sozialminister
sperrt sich gegen
Sozialrechte
� Bundessozialminister
 Hubertus Heil (SPD) spricht
sich dagegen aus, ein neues
 »Recht auf Wohnen« und ein
 »Recht auf Schutz gegen
 Armut und soziale Ausgren-
zung« per Gesetz festzu-
schreiben. Das geht aus dem
Entwurf hervor, mit dem die
Bundesregierung die revidierte
Europäische Sozialcharta 
in deutsches Recht umsetzen
will. Das Sozialministerium
begründet seine Ablehnung
unter anderem damit, dass
die Regelungen »nicht ausrei-
chend konturiert« seien. Der

Bundestag muss das Völker-
rechtsabkommen ratifizieren,
mit dem der Europarat soziale
Grundrechte definiert. Bis-
lang hat Deutschland das Ab -
kommen nur unterzeichnet,
die Vorgaben sind daher nicht
bindend. Im Oktober könnte
der Sozialausschuss des Bun-
destags über das Vorhaben
beraten. Die Debatte darum
schwelt seit Jahren. Sozial -
verbände greifen Heil für die
löchrige Übernahme der
Charta scharf an – vor allem
weil Deutschland derzeit die
EU-Ratspräsidentschaft inne-
hat. Das Bundessozialministe-
rium erklärt dazu, seine
 »rechtstechnischen Vorbehal-
te« beruhten »keinesfalls 
auf einer politischen Distanz
zu den Grundanliegen«. COS

Gesundheitssystem

Höhere Pflegesätze
� Die Pflegesätze in Heimen
dürften in den kommenden
Jahren weiter steigen. Das
ergibt die Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage
der pflegepolitischen Spreche-
rin der Grünen-Bundestags-
fraktion Kordula Schulz-
Asche. Bis Sommer 2021 sei
insgesamt mit monatlichen
Mehrausgaben in Höhe von
durchschnittlich 20 bis 40 Mil-
lionen Euro zu rechnen. Bis
April 2022 mit 50 bis 60 Mil-
lionen mehr im Monat, ab
dem zweiten Quartal dessel-

ben Jahres mit 80 Millionen,
heißt es in der Antwort. Da -
raus ergeben sich Steigerun-
gen bei den Pflegesätzen von
20 bis insgesamt 100 Euro 
im Vergleich zum Niveau von
April 2020. Grund für die
Mehrkosten ist eine Verord-
nung des Bundesarbeitsminis-
teriums, nach der die Mindest-
löhne in der Pflege stufenweise
steigen sollen. Demnach sol-
len examinierte Altenpflege-
kräfte ab Juli 2021 mindestens
15 Euro pro Stunde erhalten.
Pflegehilfskräfte erhalten seit
Mai in Westdeutschland min-
destens 11,35 Euro, in Ost-
deutschland 10,85 Euro. MFH

Nachgezählt
Vereinbarkeit von Familie und Beruf durch betriebliche
Maßnahmen während der Pandemie

Quelle: IfD-Allensbach-Umfrage für das Bundesfamilienministerium zwischen ��. April
und �. Mai: ���� Eltern mit Kindern unter �� Jahren, Mehrfachnennungen möglich

�� %
der befragten Eltern �nden, dass
sich die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf verbessert hat. 

�� %
sagen, dass neue

Möglichkeiten geschaffen
wurden, �exibler zu arbeiten.
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Coronakrise

»Die Sorge nimmt zu, das
Händewaschen ab«

Der Gesundheitsökonom
Jonas Schreyögg, 44, Wissen-
schaftlicher Direktor am
Hamburg Center for Health
Economics, über neue
Umfragedaten zur Pandemie
aus sieben EU-Staaten

SPIEGEL: Ihr Institut hat gemeinsam mit
ausländischen Universitäten im April,
Juni und September Einstellungen zur
Pandemie repräsentativ abgefragt: bei
Deutschen, Briten, Dänen, Niederlän-
dern, Franzosen, Portugiesen und Italie-
nern. Was ist das wichtigste Ergebnis?
Schreyögg: Die Impfbereitschaft ist in
allen sieben Ländern im September im
Vergleich zum Juni weiter gesunken. Sie
liegt zwischen 48 Prozent in Frankreich
und 74 Prozent in Dänemark. In Deutsch-
land wären 57 Prozent der Befragten
bereit zu einer Impfung. Im April waren
es noch 70 Prozent. 
SPIEGEL: Weltweit sind fast eine Million
Menschen am Virus gestorben, und 
in Europa sinkt die Impfbereitschaft?
Schreyögg: Ja, wobei die Impfbereit-
schaft stark kulturell geprägt ist. Sie ist in
Dänemark oder Großbritannien von
einem sehr hohen Niveau auf ein immer
noch hohes Niveau gesunken, in Groß -
britannien von 79 auf 72 Prozent. Eine
Ursache ist der Zweifel an der Sicherheit
eines Impfstoffs. Unsere Daten zeigen: 

Je höher das Vertrauen in staatliche Infor-
mationen ist, desto höher ist die Impf -
bereitschaft. Bei Menschen mit geringem
Vertrauen nimmt die Impfbereitschaft
dagegen seit Beginn der Pandemie ab. In
Deutschland waren im April nur 10 Pro-
zent der Befragten strikt gegen eine Imp-
fung. Jetzt sind es 21 Prozent.
SPIEGEL: Gibt es auch andere Ursachen
für die steigende Ablehnung?
Schreyögg: Die Impfthematik ist kom-
plex. Die Ablehnung einer Immunisie-
rung ist bei wenig gebildeten Menschen
deutlich höher als bei gut gebildeten.
SPIEGEL: Wie wichtig wäre es, dass alle
sich impfen ließen?
Schreyögg: Bei Covid-19 geht man 
davon aus, dass etwa 70 Prozent aller
Bürger geimpft sein müssen, um 
eine Herdenimmunität zu erreichen. 
SPIEGEL: Die Angst vor dem Virus
scheint ja noch groß: 69 Prozent der be -
fragten Deutschen möchten der-
zeit lieber nicht in ein Fußballstadion … 
Schreyögg: … ja, die Sorge nimmt 
zu. Gleichzeitig zeigen unsere Umfragen,
dass das Händewaschen abnimmt, 
die Leute weniger auf Abstände achten.
SPIEGEL: Setzen sich die Deutschen 
in irgendeinem Punkt international ab?
Schreyögg: Das Vertrauen in das deutsche
Gesundheitssystem ist im Länderver-
gleich hoch. Nur 32 Prozent der Bürger
sind hierzulande besorgt, dass das
Gesundheitswesen überlastet ist, allein in
Dänemark ist der Wert ähnlich niedrig.
In Portugal ist die Sorge um die medizini-
schen Versorgungskapazitäten mit 74 Pro-
zent am höchsten. AB

Maskenpflicht

Verkehrsbetriebe müssen 
kein Bußgeld eintreiben
� Die Mehrzahl der Bundesländer wei-
gert sich, ihre Verkehrsbetriebe anzu-
weisen, bei Verstößen gegen die Mas-
kenpflicht auch Bußgelder zu kassieren.
Das ist das Ergebnis einer Schaltkon -
ferenz der Landesverkehrsminister am
Mittwoch. Ursprünglich wurde mit
Bundeskanzlerin Angela Merkel auf
der letzten Ministerpräsidentenkon -
ferenz im August vereinbart, neben ein-
heitlichen Mindeststrafen auch die
Erhebung der Bußgelder in den Ver-
kehrsunternehmen zu regeln. In einer
gemeinsamen Erklärung unter anderem
der Länder und des Bundesverkehrs -
ministeriums heißt es: »Das Erheben
von Bußgeldern bei Verstößen gegen
die Maskenpflicht bleibt Aufgabe der
zuständigen Behörden.« Die Weige-
rung dürfte am kommenden Dienstag
zu Diskussionen führen, wenn sich die
Landeschefs mit Merkel wieder über
das Vorgehen in der Pandemie austau-
schen. Die Kanzlerin ist zunehmend
frustriert, weil sich einige Bundesländer
gegen strengere Maßnahmen in der
Pandemiebekämpfung wehren. Der
 niedersächsische CDU-Verkehrsminis-
ter Bernd Althusmann begründet 
seine Ablehnung mit der Sicherheit 
der Beschäftigten im öffentlichen
 Personennahverkehr. »Die Mitarbeiter
werden leider immer wieder von der
kleinen, aber notorischen Minderheit
von Maskenverweigerern rüde, mit -
unter ge waltsam angegangen«, sagt er,
 »deshalb halte ich wenig davon, dass 
sie das Bußgeld eintreiben.« Dafür
 seien die Ordnungsämter oder die Poli-
zei zuständig, so Althusmann. Es sei
manchmal bereits riskant, wenn Bus-
fahrer oder Zugschaffner Masken -
muffeln das Einsteigen oder die Weiter-
fahrt untersagen. CTE, GT
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Grünen-Vorschlag

Fahrverbot bei
Verstoß gegen
Tempo 30
� Die grünen Landesver-
kehrsminister wollen Bundes-
verkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) einen Kom-
promiss bei der gescheiterten
Novelle der Straßenverkehrs-
ordnung (StVO) vor-
schlagen. Geht es
nach ihnen, soll
auch in Tempo-
30-Zonen 
der Führer-
schein für einen
Monat einge -
zogen werden,
wenn der Auto-
fahrer 21 Kilo -
meter pro Stunde zu
schnell gefahren ist.
Auch bei ähnlichen Verkehrs-
verstößen müssten die Buß-
gelder deutlich angehoben
werden, heißt es aus Verhand-
lungskreisen der Grünen.
Wer auf anderen Straßen
innerorts mit 21 und außer-
orts mit 26 Kilometern pro
Stunde zu schnell geblitzt

werde, müsste seinen Führer-
schein nicht sofort abgeben,
es sei denn, es kommt inner-
halb von zwei Jahren zu
einem weiteren Verstoß. Bis-
lang hatte Scheuer in seinem
eigenen Kompromissvorschlag,
der vergangene Woche im
Bundesrat gescheitert war,
nur ein Jahr fest geschrieben.
 »Wer mit mehr als Tempo 50
durch eine Tempo-30-Straße

rast, darf nicht auf
Nachsicht hoffen«,

sagt der grüne
Verkehrsminis-
ter Winfried
Hermann aus
Baden-Würt-
temberg. Die
Bürger müss-

ten sich sicher
im Straßen -

verkehr fühlen.
Die StVO-Novelle mit

deutlich schärferen Sanktionen
für Autofahrer war im April
dieses Jahres in Kraft getreten.
Wegen eines rechtlichen
Formfehlers ist sie zumindest
in Teilen unwirksam. Jetzt
soll im Bundesrat am 9.Ok -
tober über einen Neuentwurf
abgestimmt werden. GT

Bundeswehr

Millionen
mangelhafte
Corona-Masken
� Die Bundeswehr kämpft
mit massiven Qualitätsmän-
geln bei Millionen Masken,
die zum Schutz von Soldaten
vor einer Corona-Infektion
bestellt wurden. Insgesamt
hat die Bundeswehr seit
Beginn der Coronakrise im
Frühjahr für 47 Millionen
Euro rund zehn Millionen
Masken vom Typ FFP2 ohne
Ventil geordert. Bei Stich -
proben durch das Wehrwis-
senschaftliche Institut für
Schutztechnologien (WIS)
stellte sich jedoch heraus,
dass 67 Prozent der geliefer-
ten Masken mangelhaft sind.
Laut einem internen Vermerk
bestätigte das WIS bei den
Masken von rund einem Dut-
zend Herstellern Qualitäts-
mängel »wegen unzureichen-

der Filterleistung«. Der
Anteil von fehlerhaften
Schutzmasken ist wesentlich
höher als bei den Groß -
bestellungen des Gesundheits-
ministeriums, bei denen nur
gut 30 Prozent der Masken
beanstandet wurden. Die
Bundeswehr hat nun die Auf-
tragnehmer aufgefordert, die
mangelhaften Masken durch
Qualitätsware zu ersetzen,
sonst drohen Schadensersatz-
forderungen. Die täg liche
 Versorgung der Soldaten und
Soldatinnen mit Masken ist
trotz der Mängel vorerst nicht
gefährdet. Laut einer internen
Statistik des Ministeriums
 verfügt die Bundeswehr der-
zeit über rund 1,68 Millionen
FFP2-Masken ohne Ventil, da
Rheinmetall Anfang August
rund 1,3 Millionen funktio -
nierende Masken geliefert
hat. Für Oktober rechnet die
Truppe mit der Lieferung 
von weiteren 960 000 Schutz-
masken des Konzerns. MGB
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Die Augenzeugin

 »Bleibt besonnen«
Seit Jahren kämpft Giulia Silberberger, 39, gegen
 Verschwörungstheorien im Netz, ihre Organisation
 verleiht einen Negativpreis für abstruse Ideen. 
Wegen der Pandemie hat sie so viel zu tun wie noch nie.

� »Ich kenne das Gefühl, wenn man Mist glaubt. Wenn
man sich selbst belügt, betrügt und störende Teile der Realität
 ausblendet. Früher war ich Mitglied bei den Zeugen 
Jehovas, heute bin ich raus aus der Sekte und kämpfe gegen
 Verschwörungstheorien.

Vor vier Jahren habe ich dafür die gemeinnützige Organisa-
tion ›Der goldene Aluhut‹ gegründet. Gemeinsam mit einem
Team von etwa 15 Menschen durchforste ich das Internet nach
Verschwörungstheorien, dokumentiere sie, suche nach Fakten
und ordne sie ein. Gern auch mal mit ein bisschen Humor,
denn Inhalte nimmt man meistens besser auf, wenn sie unter-
haltsam sind. Viele Verschwörungstheorien finde ich auf
 Facebook. Ich bin dort Mitglied in 158 Gruppen, die verwor -
rene Ideen verbreiten. Manche Gruppen sind klein, haben 
nur ein paar Hundert Mitglieder. In anderen, in denen behaup-
tet wird, dass die Erde flach sei, sind es mehr als 130 000.

Ich bin überzeugt, dass ich einen Teil dieser Menschen noch
erreichen kann. Deshalb veranstalte ich Workshops, halte
 Vorträge, gehe in Schulen und fahre normalerweise durch die
Republik. Seit sechs Jahren mache ich das nun schon ehren-
amtlich. Seit der Pandemie habe ich viel mehr zu tun, für 
den Rest des Jahres bin ich komplett ausgebucht. Durch die
Demonstrationen gegen die Corona-Maßnahmen, den an -
geblichen Sturm auf das Reichstagsgebäude und die QAnon-
Bewegung werden viele Verschwörungstheoretiker plötzlich
sichtbar. Dabei gibt es das Problem schon seit Langem. 

Immer wieder kommen Menschen auf mich zu und fragen
nach Tipps, wenn Freunde oder Verwandte plötzlich an Ver-
schwörungstheorien glauben. Ich sage dann: Bleibt besonnen
und stellt Fragen, etwa was genau jemand zu wissen glaubt
und woher er seine Informationen hat. Und versucht herauszu-
finden, was der eigentliche Grund hinter dem Abdriften ist. 

Im Oktober vergeben wir vom ›Goldenen Aluhut‹ zum
sechsten Mal unseren Negativpreis für die absurdesten Ideen.
In den vergangenen Jahren ging er beispielsweise an Xavier
Naidoo oder Beatrix von Storch. Dieses Jahr haben viele der
sogenannten Querdenker gute Chancen zu gewinnen.« 

Aufgezeichnet von Christian Volk
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So gesehen

Zum Wohl
Neue Regeln für die Geselligkeit
in der kalten Jahreszeit
� Angesichts steigender Infektionszah-
len bei sinkenden Außentemperaturen
empfiehlt der »Arbeitskreis Lage- und
Krisenorganisation« (Alko) folgende
Maßnahmen, die traditionelle Gesellig-
keit auch in der Corona-Pandemie
gewährleisten sollen:

1. Um Ersatz für das ausgefallene
Münchner Oktoberfest zu schaffen,
wird die gewonnene Freifläche auf der
Theresienwiese kurzfristig in einen
Drive-in-Ausschank umgewandelt. 
Die guten Erfahrungen mit Autokinos
 zeigen, dass bei Verbleib im eigenen
Pkw der Infektionsschutz gewahrt
bleibt und dennoch ein erfüllendes
Gemeinschaftserlebnis möglich ist.

2. Die Attraktivität von Weihnachts-
märkten muss erhalten bleiben. Für
einen unbedenklichen Verzehr von
Glühwein in Großgruppen hat das RKI
spezielle Masken mit integrierten
Trinkhalmen entwickelt. Das Bundes-
gesundheitsministerium hat bereits
zwei Millionen solcher Spezialmasken
geordert, sie sollen vor dem Beginn 
der Glühweinsaison eintreffen.

3. Betriebliche
Weihnachtsfeiern
müssen in diesem
Jahr leider entfallen.
Bitte greifen Sie im
Kollegenkreis auf
die Kolportage von
Peinlichkeiten aus
den vergangenen
Jahren zurück, die
gemeinsame Erinne-
rung daran kann
festliche Stimmung

stiften. Plumpe Anmache und längst
 fällige Ansagen an Vorgesetzte müssen
leider aufgeschoben werden. Erst wenn
eine Impfung verfügbar ist, wird es wie-
der möglich sein, sorglos in geselliger
Runde den Arbeitsplatz zu gefährden.

4. Das Schöntrinken familiärer Weih-
nachtsessen bleibt erlaubt. 

Kommen Sie gesund durch die stille
Zeit! Stefan Kuzmany

Für den
 Verzehr von
Glühwein
hat das RKI
Masken 
mit Trink-
halmen
 entwickelt.

Goldene Pässe

EU geht gegen Malta, 
Zypern und Bulgarien vor
� Die EU-Kommission will Anfang Okto-
ber mehrere Vertragsverletzungsver -
fahren gegen EU-Mitgliedstaaten eröff-
nen, die finanzstarken Investoren aus
Drittstaaten ihre Staatsangehörigkeit ver-
kaufen. Zurzeit bieten Bulgarien, Malta
und Zypern sogenannte goldene Pässe an.
Zwar falle die Vergabe von Staatsan -
gehörigkeiten in die Kompetenz der Mit-
gliedstaaten, heißt es in Kommissions-
kreisen, allerdings sei Brüssel ebenfalls

zuständig, da man mit einem EU-Pass in
alle anderen Mitgliedstaaten reisen, sich
niederlassen und Geschäfte betreiben
dürfe. Weitere Verfahren für einen späte-
ren Zeitpunkt werden für die etwa 20 EU-
Länder geprüft, die vereinfacht Aufent-
haltsgenehmigungen an Investoren verge-
ben, sogenannte goldene Visa. Für die
 »goldenen Pässe« sind Investitionen von
500 000 bis zwei Millionen Euro im
jeweiligen Land nötig, wie Untersuchun-
gen zeigen. Die Kommission sieht in 
den Regeln ein ernstes Sicherheitsrisiko
für die EU, da dadurch beispielsweise
Geldwäsche oder Korruption erleichtert
würden. MP

»Gorch Fock«

Laptops für Matrosen
� Die Ermittlungen wegen Korruption,
Betrug und Untreue im Umfeld der Els-
flether Werft sind offenbar umfangrei-
cher als bislang bekannt. Die insolvente
und inzwischen verkaufte Schiffswerft
hatte den Auftrag, den berühmten Marine -
segler »Gorch Fock« zu sanieren. Die
Staatsanwaltschaft Osnabrück führt nach
�������-Recherchen inzwischen 105 Er -
mittlungsverfahren. Neben den früheren
Vorständen Klaus W. und Marcus R. wird
unter anderem gegen fast alle Besatzungs-
mitglieder eines weiteren Marineschiffs
ermittelt, die von der Werft technische
Geräte wie Handys, Laptops und Fernse-
her angenommen haben sollen. Auch
gegen die Verantwortlichen etlicher Sub-
unternehmen führt die Staatsanwalt-

schaft Osnabrück Ermittlungen. Dabei
geht es um sogenannte Kickbackzahlun-
gen und weitere Gutschriften für die
 Elsflether Werft. Den Schaden trug die
Bundeswehr durch überhöhte Abrech-
nungen bei mehreren Großaufträgen. Die
Sanierung der »Gorch Fock«, deren Kos-
ten von anfangs 10 auf mehr als 130 Mil-
lionen Euro gestiegen sind, spielt bei den
Ermittlungen hingegen eine nachgeord -
nete Rolle. Die Kostensteigerung geht 
offenbar zum Teil auch auf Missmanage-
ment bei der Marine zurück. Die Soko
»Wasser« hat inzwischen mehr als tau-
send Aktenordner und etwa 13 Terabyte
Daten ausgewertet. »Wir wollen bis zum
1. April den Großteil des Verfahrens abge-
arbeitet haben«, sagt der Soko-Leiter
Josef Schade. Der Ex-Vorstand der Werft,
Marcus R., bestreitet die Vorwürfe. Klaus
W. ließ eine Anfrage unbeantwortet. GUD
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Deutschland zählt
auf den Mittelstand.

Der Mittelstand 
kann auf uns 
zählen.
Denn die Sparkasse und ihre Verbund-
partner bieten Ihnen das gesamte 
Spektrum an Finanzdienstleistungen  
und maßgeschneiderten Lösungen.

Die Landesbanken
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Bundesminister Scheuer: Hat er beim Einfädeln des Deals gelogen?



D er Bundesverkehrsminister steht
vor einer weißen Wand, auf die
ein blauer Zug gemalt ist, er hält
eine Rede, die Großes verspricht.

Er wolle den Trans-Europ-Express aufer-
stehen lassen, verkündet Scheuer, jenen
Luxuszug also, der 30 Jahre lang die west-
europäischen Metropolen miteinander ver-
band, bevor er 1987 eingestellt wurde. Ein
solches Angebot könne »bis 2025 stehen«,
sagt der CSU-Politiker. »Wir müssen den
Einstieg jetzt schaffen.«

Scheuer spricht zu Beginn des europäi-
schen Schienengipfels, zu dem sich die EU-
Verkehrsminister in einer Videokonferenz
zusammengeschaltet haben. »Bahnfahren
ist aktiver Klimaschutz«, sagt Scheuer und
kündigt eine »Berliner Erklärung« an, ein
Bekenntnis zum Schienengüterverkehr.
Dann holt er weit aus, es geht um so ziem-
lich alles, wofür sein Ministerium verant-
wortlich ist. Als er nach knapp 20 Minuten
noch immer spricht, schaut sein Presse-
sprecher auf die Uhr.

Die Rede am Montag klingt wie eine
vorgezogene Bilanz seiner Amtszeit, eine
Festschreibung seiner politischen Hinter-
lassenschaft. Vielleicht war es sogar die
letzte Gelegenheit für ein solches Resü-
mee. Schon kommende Woche könnte das
politische Schicksal von Andreas Scheuer
besiegelt werden.

Am Donnerstag wird er vor dem Parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss zur
gescheiterten Pkw-Maut aussagen, und es
steht ein schwerwiegender Verdacht im
Raum: Hat der Bundesverkehrsminister
beim Einfädeln des Deals gelogen? Ver-
trauliche Dokumente, die dem �������
vorliegen, legen das nahe. Die SPD hat im
Vorfeld bereits mehrere rote Linien für die
Befragung des CSU-Ministers aufgezeigt.
Werden sie überschritten, dürfte Scheuer
als Minister nicht mehr zu halten sein.

Im Mittelpunkt stehen Geheimtreffen des
Politikers mit den Bossen des Betreiberkon-
sortiums. Der ������� hat diese Bespre-
chungen bereits im vergangenen Herbst öf-
fentlich gemacht (39/2019). Nun offenbaren
vertrauliche Sitzungsprotokolle in gleich
mehreren Punkten unlauteres Handeln des
Ministers. Die Unterlagen wurden dem
 Untersuchungsausschuss von den Betrei-
berfirmen zur Verfügung gestellt. Der Ver-
dacht reicht bis zur subtilen Drohung.

Der Auftritt vor dem Untersuchungsaus-
schuss ist der vorläufige Höhepunkt einer
jahrelangen Affäre, die nicht nur den Ver-
kehrsminister belastet, sondern die gesamte
CSU und die Große Koalition. Am 18. Juni
vergangenen Jahres hatte der Europäische
Gerichtshof (EuGH) entschieden, dass die
deutsche Maut gegen Europarecht verstoße.
Zu diesem Zeitpunkt waren die Verträge
mit den Betreibern des Projekts schon
längst geschlossen – auf Wunsch Scheuers.
Nun müssen die Steuerzahler womöglich
für den Schaden aufkommen, von mehr als
einer halben Mil liarde Euro ist die Rede.

Die Pkw-Maut ist das Prestigeobjekt
der CSU. Scheuer sollte glorreich vollen-
den, was seine Partei vor der bayerischen
Landtagswahl 2013 ersonnen hatte: eine
Maut für Ausländer, um dem bayerischen
Wahlvolk zu gefallen.

Deutsche Autofahrer sollten durch die
neue Abgabe nicht »stärker belastet« wer-

den, so wurde es 2014 im Koalitionsver-
trag formuliert, ein Versprechen, das zu-
gleich das Scheitern des Vorhabens vor-
zeichnete. Es war der EU-Kommission
nicht zu vermitteln, dass Ausländer auf
deutschen Fernstraßen bezahlen müssen,
Bundesbürger aber nicht.

2014 brachte Scheuers Vorgänger Ale-
xander Dobrindt einen ersten Gesetzent-
wurf ein, den die Wissenschaft lichen
Dienste des Bundestags allerdings in ei-
nem Gutachten als europarechtswidrig an-
sahen. Scheuer, damals Generalsekretär
und Hoffnungsträger der CSU, attackierte
die Wissenschaftler und empfahl, ihr Gut-
achten dem Altpapier zuzuführen.

2016 fand das Verkehrsministerium ei-
nen Kompromiss mit der EU-Kommission,
die daraufhin das Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Deutschland auf Eis legte.
Doch die Kritik riss nicht ab. Wieder er-
klärten die Wissenschaftlichen Dienste des
Bundestags das erneuerte Vorhaben für
europarechtswidrig, wieder lederte Scheu-

er, der Generalsekretär, dagegen. Öster-
reich reichte schließlich Klage beim EuGH
gegen das deutsche Mautgesetz ein, das
Verfahren begann. Trotz des rechtlichen
Streits zeigte sich Scheuer kurz nach seiner
Vereidigung zum Bundesverkehrsminister
im März 2018 in einem �������-Inter-
view optimistisch, dass die Maut bald kom-
men werde: »Am Ende werden alle Freude
daran haben, dass wir mehr Einnahmen
haben für unsere Infrastruktur.«

Zu dieser Zeit lief bereits das Vergabe-
verfahren des milliardenschweren Pro-
jekts, wenngleich die Vorgaben der Politik
nicht ganz leicht umzusetzen waren. Die
künftigen Betreiber sollten die Maut bei
allen Nutzern der Autobahnen erheben,
die deutschen Fahrzeughalter jedoch über
eine Senkung der Kfz-Steuer entspre-
chend entlastet werden. Ein solch kompli-
ziertes System musste erst noch entwickelt
werden. Wegen der schwierigen Rahmen-
bedingungen hielt sich das Interesse der
Industrie in Grenzen. 

Vier Bieter hatten sich anfangs bewor-
ben, drei zogen wieder zurück. Übrig blieb
ein Konsortium aus der österreichischen
Kapsch TrafficCom, die mehrere Mautsys-
teme in Europa betreibt, und der CTS
Eventim, einem milliardenschweren Ticket -
verkäufer. Die Firmen schlossen sich zu
Autoticket zusammen.

Beide Unternehmen musste Scheuer
nun bei der Stange halten, ein Ausstieg
kurz vor der bayerischen Landtagswahl
am 14. Oktober 2018 wäre ein PR-Desas-
ter geworden. In diesem Moment schaltete
sich der Minister persönlich in die Ver-
handlungen mit Autoticket ein, ohne dass
die Öffentlichkeit davon etwas mitbekam. 

Am 3. Oktober 2018 traf er sich am
 Berliner Flughafen Tegel mit Georg
Kapsch, Chef der österreichischen Maut-
firma, sowie einem seiner Manager. Auch
Staats sekretär Gerhard Schulz war an -
wesend, im Ministerium nennen sie ihn
»Mr. Maut«.

Das Verkehrsministerium machte den
Termin lange nicht öffentlich. Wohl aus
gutem Grund, denn solche diskreten Tref-
fen sind im laufenden Wettbewerb verga-
berechtlich problematisch. Sie bergen die
Gefahr, dass außerhalb des offiziellen Ver-
fahrens geheime Absprachen getroffen
werden. Erst auf Nachfragen des Parla-
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Scheuers Foulspiel
Kabinett Der Verkehrsminister muss nächste Woche im Parlamentarischen

Untersuchungsausschuss das teure Scheitern der Pkw-Maut erklären. Vertrauliche
Sitzungsprotokolle legen nahe, dass der CSU-Mann nicht die Wahrheit gesagt hat. 

Schon kommende Woche
könnte das politische
Schicksal von Scheuer
besiegelt werden.



ments bestätigte das Ministerium den Ter-
min. Die Zusammenkunft habe dem Ge-
dankenaustausch gedient, schrieben die
Beamten, »insbesondere über die Technik
bei der Kontrolle wie auch der Erhebung
bei der Infrastrukturabgabe«.

Die nachträglichen Angaben des Minis-
teriums können nur schwer überprüft wer-
den. Auffällig ist, dass zu dem Gespräch
»weder vorbereitende noch nachbereiten-
de Vermerke erstellt wurden«, wie das Mi-
nisterium erklärte. 

Aufschluss gibt dagegen ein Protokoll,
das die Betreiber von jenem Tag erstellt
haben und nun an den Untersuchungsaus-
schuss geschickt wurde. Demnach wurde
bei dem 45-minütigen Termin auch über
Themen gesprochen, die das Ministerium
der Öffentlichkeit verheimlicht hat. So
 beklagten sich die Vertreter der Firma
Kapsch über die ständigen Fristverlänge-
rungen, die das Vergabeverfahren aus ih-
rer Sicht unnötigerweise teurer machten.
Man bewerbe sich schließlich noch auf
 andere Projekte, die Personal benötigten.
Im »worst case« könne dies dazu führen,
dass Kapsch »bei dem ein oder anderen
Projekt nicht anbieten könne«. 

Scheuer war alarmiert. Er soll entgegnet
haben, dass sein Haus am Start der Maut
im Jahr 2020 unbedingt festhalte. Ob
Kapsch und Eventim denn ein finales
 Angebot dafür abgeben würden? Georg
Kapsch soll betont haben, dass das Kon-
sortium »zu hundert Prozent ein Angebot
einreichen werde«. 

Erstaunlich ist, was das Protokoll für
das Ende des Treffens vermerkt. Demnach
soll Scheuer die Kapsch-Manager gefragt
haben, ob sie mit der österreichischen Re-
gierung »in Kontakt« seien, die gegen
Deutschland ja die Klage führte. Die Ma-
nager verstanden offenbar den Wink und
boten an, mit dem österreichischen Bun-
deskanzler Sebastian Kurz »ein Gespräch

zu führen und einen Dialog zum Thema
mit BM Scheuer anzustoßen«. 

Das Vergabeverfahren ging also weiter.
Am 17. Oktober 2018 gaben Kapsch und
Eventim als einziges Konsortium ein An-
gebot für die Pkw-Maut ab. Sie wollten
rund drei Milliarden Euro haben, um die
Maut für zwölf Jahre zu erheben. Die
Summe sorgte im Ministerium für Auf -
regung. Der Preis sprenge das Budget,
hieß es intern. Der Bundestag hatte für
die Maut nur zwei Milliarden Euro bewil-
ligt, es ergab sich ein »fehlender Betrag
von ca. 1,067 Milliarden Euro«, wie die
Ministerialen in einer Leitungsvorlage
vorrechneten.

In den folgenden Wochen verhandelte
das Ministerium mit den Betreibern in
»Aufklärungsgesprächen«, wie man den
Preis unter die Grenze von zwei Milliar-
den Euro drücken könnte. Scheuer ließ
sich vom Chef der Leitungsabteilung Karl-
Heinz Görrissen informieren. Am 22. No-
vember schickte »Gö« dem »lieben Andi«
eine E-Mail: »Mit Kapsch finden morgen
weitere Gespräche statt. Kapsch verlangt
wohl stärkere Garantien, wenn sie mit
dem Angebot runtergehen soll.« 

Die E-Mail ist eine von mehreren »Ta-
gesinformationen«, die Görrissen an sei-
nen Dienstherrn schickte und das Minis-
terium dem Untersuchungsausschuss zur
Verfügung stellte. Allzu viele Informatio-
nen bekam Scheuer darüber nicht. Viele
der vorliegenden Tagesinformationen be-
fassten sich mit dem politischen Streit 
um die Maut, weniger mit Details. Schützt
ihn sein angebliches Nichtwissen vor den
politi schen Konsequenzen?

Wohl kaum, zumindest nicht aus Sicht
der Opposition im Bundestag. Sie kriti-
siert, dass sich Scheuer die Tagesinforma-
tionen nicht an seine E-Mail-Adresse im
Ministerium schicken ließ, sondern auf
sein E-Mail-Konto im Bundestag, wo er

Abgeordneter ist. Sie verdächtigt Scheuer,
damit Spuren verwischt zu haben. Die Ab-
geordneten im Untersuchungsausschuss
haben daher einen Sonderbeauftragten
eingesetzt, der dafür sorgen soll, dass die
Kommunikation des Ministers über den
Bundestag erfasst wird. 

Die Frage, wie viel Scheuer über die
Verhandlungen mit den Betreibern wusste
und inwieweit er sie beeinflusst hat, ist ent-
scheidend. Der Bundesrechnungshof kam
zu dem Schluss, dass die nachträglichen
Gespräche gegen Vergabe- und Haushalts-
recht verstießen, was das Ministerium be-
streitet. Sollte Scheuer von den rechtlichen
Bedenken gewusst und dies nicht zugege-
ben haben, hätte er nach Ansicht der SPD
eine rote Linie überschritten. 

Immer wieder trafen sich die Emissäre
beider Seiten im Herbst 2018 zu Gesprä-
chen. Das Ministerium schickte Mr. Maut
alias Staatssekretär Schulz in die Verhand-
lungen, unterstützt von externen Anwäl-
ten. Neben offiziellen Gesprächen, die pro-
tokolliert wurden, traf er sich am 26. und
27. November heimlich mit den Managern.
Zwei Tage später, am 29. November, kam
erneut der Minister dazu. Scheuer hatte
zum Frühstück eingeladen. 

Der ������� enthüllte vor einem Jahr,
um was es bei dem zweiten Treffen ging.
Eventim-Chef Schulenberg soll laut In-
sidern dem Minister angeboten haben, mit
der Unterzeichnung des Mautvertrags
noch zu warten, bis der EuGH sein Urteil
dazu gefällt habe. Sein Kalkül war es viel-
leicht auch, dass Scheuer zwischenzeitlich
die fehlende Milliarde auftreibt. 

Das spätere Desaster wäre auf diese
Weise wohl vermieden worden, auch die
Schadensersatzforderungen hätten wahr-
scheinlich verhindert werden können.
Scheuer habe das Angebot jedoch mit dem
Hinweis zurückgewiesen, dass das Geld
aus dem Haushalt für die Maut nur bis
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7. Juli 2014
Verkehrsminister Alexander Dobrindt
stellt das Konzept einer Infrastrukturab-
gabe vor: Die Kosten der Vignette sollen
für inländische Fahrer über eine verringerte
Kfz-Steuer kompensiert werden.

27. März 2015
Der Bundestag beschließt
die Einführung der Maut,
im Mai billigt sie auch der
Bundesrat.

29. September 2016
Die EU-Kommission
verklagt Deutschland,
da die Maut mutmaßlich
gegen EU-Recht verstoße,
stellt das Verfahren
jedoch im Mai 2017 ein.

7. Februar 2018
Erste Verhandlungen mit den
Bewerber�rmen CTS Eventim
und Kapsch Traf�cCom. Im
Falle eines negativen EuGH-
Urteils werden künftigen Maut-
betreibern hohe Schadens-
ersatzzahlungen versprochen.

12. Oktober 2017
Österreich verklagt Deutschland
vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH),
die Niederlande schließen sich der Klage
später an.

Januar 2013
Die CSU präsentiert als Wahlkampfthema
die Ausländermaut: eine Pkw-Maut auf
Autobahnen, die inländische Fahrer nicht
belasten soll.



Ende 2018 zur Verfügung stehe, man also
nicht länger warten könne.

Bei dem Treffen soll der Verkehrsminis-
ter einen zweiten Grund dafür genannt ha-
ben, warum er so drängte. Die Maut solle
noch 2020 eingeführt werden, also nicht
im Bundestagswahljahr 2021. Der Minister
hatte offenbar die Sorge, dass mögliche
Pannen während des Starts das CSU-Wahl-
ergebnis versauen könnten.

Überprüfen ließ sich die Darstellung der
Insider bislang nicht. Denn auch zu diesem
Termin hatte das Ministerium »weder vor-
bereitende noch nachbereitende Vermer-
ke« erstellt, wie es später erklärte. Es sei
um einen »allgemeinen Gedankenaus-
tausch« gegangen. 

In einer Fragestunde des Bundestags
nach der damaligen �������-Bericht -
erstattung musste der Minister kurzfristig
erscheinen. Scheuer wurde mehrfach ge-
fragt, ob es das Angebot Schulenbergs ge-
geben habe, den Vertragsabschluss zu ver-
schieben. Der CSU-Politiker behauptete,
der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses sei
»überhaupt kein Thema« gewesen. Am
Ende legte er sich fest: »Nein, dieses An-
gebot gab es nicht.« 

Ein neues Dokument, das dem �������
vorliegt, erschüttert diese Aussage. Es han-
delt sich um ein »Gedächtnisprotokoll«,
das der Geschäftsführer von Autoticket
über das Treffen vom 29. November er-
stellt hat. Der Verfasser war nicht zugegen,
notierte aber, was ihm seine Chefs von
dem Frühstück berichtet hatten.

So soll es in der Tat das Angebot der
Betreiber gegeben haben, »mit einer Ver-
tragsunterzeichnung bis zu einer Entschei-
dung des EuGH zu warten«. Scheuer habe
das abgelehnt, da die Maut »noch im Jahr
2020 eingeführt werden solle«. 

Stattdessen soll er ein Gegenangebot ge-
macht haben. Demnach stellte der Minis-
ter dem Konsortium lukrative »optionale

Leistungen« in Aussicht, falls sie ihren ge-
forderten Preis »reduzieren«. Damit war
etwa die Ausweitung der Pkw-Maut auf
weitere Gewichtsklassen gemeint. Laut
Protokoll schlug Kapsch die Offerte aus. 

Sollten diese Angaben stimmen, hätte
Scheuer nicht nur im Bundestag gelogen,
er hätte auch Optionsleistungen angeboten,
die womöglich hätten ausgeschrieben wer-
den müssen. Kein Minister hat das Recht,
sie nach eigenem Gusto zu verteilen. 

Die Obfrau der SPD im Untersuchungs-
ausschuss, Kirsten Lühmann, hat bereits
deutlich gemacht, dass sie es für entschei-
dend hält, ob die Betreiber dem Minister
angeboten haben, den Vertrag auch nach
dem Urteil des EuGH zu unterschreiben.

»Wenn es ein solches Angebot gegeben hat,
dann hat der Minister uns im Parlament
nicht die Wahrheit gesagt.« Für ihre Partei
wäre damit eine rote Linie überschritten,
und sie findet, dass der Koalitionspartner
dann die Reißleine ziehen müsste. Mit an-
deren Worten: Scheuer entlassen. 

Das Ministerium beantwortete Fragen
des ������� zum Ablauf der Geheimtref-
fen in dieser Woche nicht: »Minister
Scheuer wird am 1. 10. als Zeuge vor dem
Untersuchungsausschuss den Sachverhalt
umfassend erklären.« Auch die Betreiber
wollten sich unter Verweis auf Vertraulich-
keitsvereinbarungen mit dem Ministerium
nicht dazu äußern. 

Nach dem Treffen am 29. November
2018 gingen die Gespräche zwischen Mi-
nisterium und Konsortium weiter. Um die

Kosten zu senken, ließen sich Scheuers Be-
amte einiges einfallen. So sollte das Lkw-
Mautsystem Toll Collect seine Zahlstellen-
terminals für Autoticket zur Verfügung
stellen. Kostenersparnis der Maßnahmen
insgesamt: 360 Millionen Euro. Der Rech-
nungshof sah darin indes einen Verstoß
gegen das Vergabe- und Haushaltsrecht.

Für Kapsch und Eventim zahlten sich die
Nachverhandlungen am Ende aus. Die Ver-
handlungsführer meldeten Mitte Dezember
2018 Vollzug: Der Bieter habe ein »zweites
finales Angebot« vorgelegt, hieß es in einer
Vorlage für Staatssekretär Schulz. »Die An-
gebotssumme für die reguläre Vertragslauf-
zeit exklusive optionaler Leistungen beträgt
rd. 1,975 Mrd. Euro.« Der Vertragsunter-
zeichnung stand nichts mehr im Wege. Am
30. Dezember 2018, einem Sonntag, wurde
das Geschäft in einer Berliner Kanzlei be-
siegelt. Kurz darauf stellte das Ministerium
ein Video ins Netz: »Wir haben noch kurz
vor dem Jahreswechsel hart gearbeitet. Die
Pkw-Maut kommt zum Oktober 2020«, sag-
te Scheuer zufrieden in die Kamera.

In den folgenden Monaten arbeiteten
der Bund und das Konsortium am Aufbau
des Mautsystems. Nicht immer fehlerfrei,
aber alles in allem schien die Sache zu lau-
fen. Später soll der Minister im Bundestag
gesagt haben, er hätte den Betreibern nicht
gekündigt, wenn der EuGH die Maut für
rechtskonform gehalten hätte. 

Am 18. Juni 2019 aber kippten die Rich-
ter Scheuers Prestigeobjekt.

Am Tag nach der Niederlage empfing
Scheuer die Betreiber um 12.30 Uhr im
Ministerbüro. Eventim-Chef Schulenberg
sowie mehrere Manager und Beamte wa-
ren anwesend. Die beiden Geschäftsführer
von Autoticket hielten das Gespräch aus
ihrer Sicht in einem zweiseitigen Vermerk
fest, der dem ������� vorliegt. 

Demnach machte Scheuer den Unter-
nehmen klar, dass die Maut tot sei. Er habe
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14. März 2018
Andreas Scheuer wird
Bundesminister für Verkehr
und digitale Infrastruktur.

3. Oktober 2018
Vertrauliches Treffen zwischen 
Scheuer und Kapsch-Vertretern 
am Berliner Flughafen u.a. zur 
Frage, ob Kapsch und Eventim 
ein Angebot abgeben werden

29. November 2018
Vertrauliches Treffen zur Lösung
des Finanzierungsproblems
zwischen Scheuer und Betreiber-
vertretern im Verkehrsministerium,
weitere »Au�lärungsgespräche«
folgen.

18. Juni 2019
Der EuGH erklärt die Maut-
pläne für europarechtswidrig.
Scheuer kündigt umgehend
den Ende 2018 geschlossenen 
Betreibervertrag.

seit Januar 2020
Anhörungen im Untersuchungs-
ausschuss zur Pkw-Maut-Affäre

19. Dezember 2019
Das Betreiberkonsortium fordert
vom Bund ��� Millionen Euro 
Schadensersatz.
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Die Maut solle noch
2020 eingeführt 
werden, also nicht im 
Bundestagswahljahr.



noch mal einen Anlauf genommen und
prüfen lassen, ob sich »ökologische Ge-
sichtspunkte« stärker berücksichtigen lie-
ßen. Bei der Kabinettssitzung am Vormit-
tag habe er für diese »Systemanpassung«
aber keinen Rückhalt bekommen. Deswe-
gen habe er entschieden, den Betreiber-
vertrag zu kündigen. 

Der Minister erklärte den Unterneh-
mern, dass er sich nicht nur auf das EuGH-
Urteil berufe, sondern auch auf das »Frist-
versäumnis bei der Lieferung der Feinpla-
nungsdokumente«. Mit anderen Worten:
auf angebliche Mängel der Betreiber. Die
reagierten laut Protokoll frostig. Das Agie-
ren Scheuers werteten sie als »Foulspiel«.
Schulenberg forderte Scheuer auf, den
Kündigungsgrund »Mängel« zurückzuzie-
hen, alles andere sei »inakzeptabel«. 

Wenn es stimmt, was die Betreiberver-
treter danach notierten, soll Scheuer den
Managern gedroht haben. Die Opposition
setze ihn unter Druck. Die Firmen sollten
deshalb öffentlich seine Sichtweise unter-
stützen, wonach der Vertragsschluss vor
dem EuGH-Urteil »notwendig« gewesen
sei. Im Protokoll wird Scheuer anschlie-
ßend mit den Worten zitiert: Eine Aussage
im Verkehrsausschuss zu den Kündigungs-
gründen könne »so oder so« ausfallen. Of-
fenbar meinte er: Sind die Betreiber bereit,
für den Minister zu lügen, sei dieser wo-
möglich bereit, einen der beiden Kündi-
gungsgründe zurückzuziehen. 

Vor dem Bundestag sagte Scheuer spä-
ter, es habe von seiner Seite »keine Auf-
forderungen« gegeben, sondern es sei über
Kündigungsgründe geredet worden. 

Wie dem auch sei, das Vertrauen war
dahin. Allen wurde schnell klar, dass die
geplatzte Pkw-Maut vor einem Schiedsge-
richt landen würde, um zu klären, ob den
Betreibern eine Entschädigung für das ent-

gangene Geschäft zusteht. Im Dezember
legten die Unternehmen dem Verkehrs -
ministerium die Rechnung vor. Kapsch
und Eventim wollten insgesamt 560 Mil-
lionen Euro vom Bund. Die Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft PwC taxierte den
Schaden in einem Geheimgutachten sogar
auf bis zu 776 Millionen Euro.

Wie Scheuer sich in diese Situation ma-
növrieren konnte? Urban Mangold hätte
da eine Antwort. Mangold ist Mitglied der
Ökologisch-Demokratischen Partei, war
zwölf Jahre lang zweiter Bürgermeister
der Stadt Passau, in deren Stadtrat nicht
nur er bis heute sitzt, sondern auch An-
dreas Scheuer.

Im örtlichen Plenum trete Scheuer
meist großspurig auf, sagt Mangold. Scheu-
er verweise dann gern auf die Milliarden-
töpfe, die sein Ministerium verwalte und
die Städte wie Passau aufrufen sollten. Ihn
erinnere Scheuers Verhalten an einen
Spruch, der von Muhammad Ali, dem Bo-
xer, stammt: »Es ist schwer, bescheiden zu
sein, wenn man so großartig ist.«

Scheuers poltrige Art und seine Eigen-
schaft, Entscheidungen impulsiv und
schnell zu treffen, machten ihn zu einem
für die Partei erfolgreichen Generalsekre-
tär, der vier Jahre in dieser Position durch-
hielt. Für das Ministeramt ist Scheuers
Temperament eher hinderlich: Egal was
er anfasste, es ging meistens schief. Mit
Pomp verkündete Scheuer im April etwa

eine Reform der Straßenverkehrsordnung.
Dann fanden Juristen heraus, dass seine
Beamten einen groben Zitierfehler in die
Novelle gebaut hatten. Das Regelwerk
wurde für nichtig erklärt. Eingezogene
Führerscheine mussten wieder zurückge-
geben, Bußgelder neu berechnet werden.
Eine Abstimmung vergangene Woche im
Bundesrat über einen Kompromissvor-
schlag scheiterte.

Ebenso peinlich endete der Versuch
Scheuers, auf dem Höhepunkt der Corona -
krise Schutzmasken zu beschaffen. Er pro-
tegierte dafür einen Unternehmer aus sei-
nem Wahlkreis Passau. Als die Masken im
April per Lufthansa-Maschine in  München
ankamen, posierte er mit dem bayerischen
Ministerpräsidenten Markus Söder (CSU)
vor den Paletten. Im August musste das
bayerische Gesundheitsministerium schließ-
lich Masken, die Scheuers Bekannter or-
ganisiert hatte, zurückrufen – wegen Qua-
litätsmängeln. Auf Anfrage des  �������
räumte das Landesministerium vergange-
ne Woche ein, dass das Ausmaß des Scha-
dens nicht abzusehen sei. 

Weitgehend unbemerkt blieb bislang
ein weiteres Debakel, das finanziell einen
noch größeren Schaden anrichten könnte
als das Mautdesaster. Die Rede ist von der
Autobahngesellschaft. Dahinter verbirgt
sich der ehrgeizige Plan, Bau und Unter-
halt der 13000 Kilometer Bundesautobah-
nen aus der Verantwortung der 16 Bundes-
länder in eine bundeseigene Gesellschaft
zu überführen: die Autobahn GmbH. Ei-
gentlich soll sie bereits zum 1. Januar das
Kommando übernehmen. Doch seit ver-
gangenem Freitag ist klar, dass daraus
nichts wird. Da fand die Sitzung des Auf-
sichtsrats statt, zu dem vier Parlamentarier
der Großen Koalition zählen.

Was dort diskutiert wurde, ist nieder-
schmetternd. Nicht nur, dass der Zeitplan
aus dem Ruder gelaufen ist. Externe Son-
derprüfer sahen sich auch die Personal -
politik der Autobahn GmbH an und stell-
ten fest: Spitzenpersonal wurde mit zu ho-
hen Gehältern eingestellt. »Vorgaben des
Aufsichtsrats sind in den Verträgen nicht
umgesetzt, sondern verändert worden«,
klagt ein Mitglied des Kontrollgremiums. 

Ohnehin herrscht in der Staatsfirma of-
fenbar ein recht feudales Treiben. Ein Neu-
jahrsempfang soll so pompös ausgefallen
sein, dass die Aufsichtsräte nicht teilnah-
men – aus Sorge um ihren Ruf.

All das geschieht unter den Augen des
Verkehrsministers. Deshalb bestellten die
Politiker im Aufsichtsrat Scheuer vergan-
gene Woche zu einem Krisengespräch ein.
Sie informierten ihn darüber, dass man die
Entlastung für das Jahr 2019 verweigern
und der Geschäftsführerin sowie ihren bei-
den Kollegen eine Rüge erteilen werde,
was am Freitag auf der Aufsichtsratssit-
zung laut Insidern auch erfolgte. Kleinlaut
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CSU-Politiker Söder, Scheuer bei Maskenlieferung im April: Wegen Mängeln gestoppt

Für das Ministeramt 
ist Scheuers 
Temperament eher 
hinderlich.



Der Rohstoff für unsere 
fleischfreie Salami wächst 

vor unserer Haustür.

Wir �nden, Transparenz sollte nicht nur für
die Zutaten und Nährwerte eines Produktes
gesetzlich vorgeschrieben sein, sondern auch
für dessen Klimaauswirkungen. Darum unter-
stützen wir die von OATLY initiierte Petition,
die am 14.09.20 im Bundestag zur Anhörung
kam: www.bundestagsanhörung.de

Stellvertretend für alle Kolleginnen und
Kollegen der Rügenwalder Mühle: Michael 
Hähnel (Vorsitzender der Geschäftsleitung) und 
Godo Röben (Mitglied der Geschäftsleitung)

Wir unterstützen die Petition zur CO2e-Kennzeichnung von Lebensmitteln

Weizen ist einer der wichtigsten Rohsto�e für unsere vegetarischen und 
veganen Produkte. Wir stellen daraus nicht nur Salami her, sondern auch Filets und Frikadellen. 

Das ist gut fürs Klima. Und für die heimische Landwirtschaft. Denn der Weizen, 
den wir für unser �eischfreies Sortiment verwenden, stammt fast ausschließlich aus Deutschland. 

Und so kommt die wachsende Lust der Deutschen auf Fleisch und Wurst aus P�anzen 
eben auch jenen zugute, die diese P�anzen für uns anbauen.



soll Scheuer versprochen haben, er werde
mit der Geschäftsführung reden. 

Auf Anfrage des ������� erklärte das
Verkehrsministerium, der Aufsichtsrat
habe Empfehlungen der Sonderprüfung
zur Kenntnis genommen, wie »solche Vor-
gänge in Zukunft verhindert werden«
könnten. Die Entlastung der Geschäftsfüh-
rung sei für November vorgesehen.

Das Geld, das die Autobahn GmbH
durch Missmanagement verbrennt, fehlt
nun für das, was sie in ihrem Namen führt:
die Autobahnen. Ursprünglich wollte man
weniger als 700 Millionen Euro jährlich
für die neue Autobahngesellschaft im
Haushalt genehmigen, dann wurden es
1,2 Milliarden. Jetzt könnten es sogar
2 Milliarden Euro jährlich sein.

Da fällt es kaum noch ins Gewicht, dass
auch die Gründung einer weiteren Bun-
desgesellschaft für Ärger sorgt. Weil ihn
die Funklöcher unterwegs nerven, grün-
dete Scheuer eine Mobilfunkinfrastruktur-
gesellschaft (MIG). Sie soll, mit vielen Mil-
liarden Euro ausgestattet, dafür sorgen,
dass auf dem Land guter Handyempfang
herrscht. Der Bundesrechnungshof ver-
passte Scheuer für seine Pläne eine Ohr-
feige. Er habe nicht darlegen können, dass
die Gründung der MIG »ein geeignetes
haushaltsrechtskonformes Instrument dar-
stellt«, schreiben die Kontrolleure in ei-
nem Bericht für das Parlament.

Angesichts der Pannenserie hat er den
Rückhalt in seiner Partei weitgehend ver-
loren. Die Verkehrspolitik gilt in der CSU
nicht mehr als Fördermittel- und Stimmen-
bringer, sondern zunehmend als Last. 

Scheuers politische Zukunft hängt nun
an Parteichef Markus Söder. Der lobte zu-
letzt mehrfach Scheuers Arbeit, was nicht
viel heißt. So erwähnte Söder bei der Klau-
sur der CSU-Landtagsfraktion vergangene
Woche die knifflige Personalsituation in
Berlin: Zwei Minister, Horst Seehofer und
Gerd Müller, träten nicht mehr an, ein drit-
ter habe einen Untersuchungsausschuss
am Bein. Es klang nicht danach, als sprä-
che da jemand einem Parteifreund das Ver-
trauen aus. Sollte es auch nur eine Unstim-
migkeit in den Aussagen geben, sagt einer,
der Söder lange kennt, könne Scheuer
nicht länger Minister sein.

Am Donnerstag wird es im Bundestag
zum Showdown kommen. Dann sollen
erst die Chefs der Betreiberfirmen, Georg
Kapsch und Klaus-Peter Schulenberg im
Untersuchungsausschuss aussagen. An-
schließend will das Gremium den Minister
vernehmen. Womöglich wird Aussage ge-
gen Aussage stehen, wie es zum Mautde-
bakel kam und was bei den Geheimtreffen
besprochen wurde. Der Minister muss sich
dieses Mal genau überlegen, was er sagt. 

Sven Becker, Jan Friedmann, 
Martin  Knobbe, Gerald Traufetter

M ittwoch Mittag, ein Lunch in der
Düsseldorfer Innenstadt. Fried-
rich Merz hat etwas Zeit zwi-

schen zwei Terminen. Draußen lärmt ein
Bagger, drinnen erscheint die Kellnerin.
Merz bestellt einen Karottensaft. Soll ja
gesund sein.

Er streckt sein Kreuz durch, atmet tief
ein. Viel Stress gerade. Anfang Dezember
will er CDU-Chef werden, nächstes Jahr
Kanzler, das ist sein großes Ziel. Im Herbst
will er noch ein Buch herausbringen, eine
Agenda für Deutschland und Europa. Er
will das Buch vorstellen. Irgendwann will
er auch eine Frau vorstellen, die General-
sekretärin werden soll, wenn er es auf den
CDU-Vorsitz schafft. Er geht davon aus,
dass er gewinnt. Kann eng werden, klar,
Armin Laschet und Norbert Röttgen, seine
Konkurrenten, sind ja auch noch da.

Aber für ihn, so sieht es Merz, läuft es
nach Plan. Alles okay, alles paletti.

Wahrscheinlich muss er das so sagen,
gerade jetzt, wo nichts paletti ist, wäre es
kaum hilfreich zu hadern. Merz’ Kampa-
gne ist in eine gewisse Schieflage geraten,
die halbe Republik, so scheint es, ist gegen
ihn. Mindestens. Vor ein paar Tagen gab
Merz der »Bild«-Zeitung ein Interview.
Sonntag Abend, live, vor der Kamera.

Hängen blieb vor allem seine Sorge, dass
es sich zu viele Menschen mit dem Kurz -
arbeitergeld gemütlich machten. Und dass
Homosexualität irgendwie eine zwielich-
tige Angelegenheit sei.

Ein schwuler Kanzler, sagte Merz, sei
für ihn kein Problem, überhaupt gehe die
sexuelle Orientierung niemanden etwas
an – »solange es nicht Kinder betrifft«.
Das klang, als verknüpfte er das Schwul-
sein mit Pädophilie. Der Chef der Lesben
und Schwulen in der Union schimpfte, die
Aussagen fühlten sich an wie eine »kalte
Dusche«. SPD-Chefin Saskia Esken sagte,
es täten sich »Abgründe« auf, Jens Spahn,
der Gesundheitsminister, ging öffentlich
auf Distanz. Es ging drunter und drüber.

Und jetzt? War’s das für Merz?
Die Tür geht auf, wieder die Kellnerin.

Merz bestellt eine Kalbsleber. Einmal im
Monat sei das in Ordnung, sagt er.

Merz weiß selbst, dass die Sache mit dem
schwulen Kanzler nicht optimal gelaufen
ist. In den Monaten davor hat er sich für
seine Verhältnisse zusammengerissen. Er
schonte Angela Merkel und Armin Laschet,
größere Aufregung gab es zuletzt eigentlich
nur, wenn er mal in grünem Anzug für ein
schwarz-grünes Bündnis warb. Es wirkte,
als wollte er sich als Staatsmann präsentie-
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hat Friedrich Merz mal wieder für Empörung  gesorgt. Er selbst
 versteht das gar nicht. Ein Treffen am Rhein.

Parteivorsitzkandidat Merz: Viele ticken noch wie er
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ren, als wollte er beweisen, dass auch er da-
zulernen kann. Jetzt aber sind die alten Kli-
schees präsenter denn je. Der Zündler, der
Mann von gestern. Friedrich Feuerstein,
der Kandidat aus der Steinzeit. So sehen
ihn nun manche.

Entschuldigen will er sich nicht. Das
wäre ja noch schöner. Die Deutung, er
habe was gegen Homosexuelle, hält er für
eine bösartige Kampagne seiner Gegner.
Er doch nicht. Er würde die Lesben-und-
Schwulen-Union ja gern aufwerten und
anderen Gruppen in der Partei gleichstel-
len. Moderne Volkspartei eben. Sollen sie
halt reden, seine Gegner. Die Zeit wird
schon darüber hinweggehen. Sind ja 
noch zehn Wochen bis zum Parteitag, die
Erregungswellen, das weiß Merz aus eige-
ner Erfahrung, werden sich rasch wieder
legen. 

Merz, 64, hat schon so manches über-
standen, auch in jüngster Zeit. Als er 2018
gegen Annegret Kramp-Karrenbauer an-
trat, hätte es gefühlt jede Woche vorbei
sein müssen mit seiner Kandidatur.

Mal sagte er allen Ernstes, dass er, der
Blackrock-Millionär, sich zur Mittelschicht
zähle. Dann empfahl er den Deutschen,
das Alter mit Aktienpaketen abzusichern,
oder klang so, als wollte er das Grundrecht
auf Asyl einschränken. Jedes Mal: riesige
Aufregung, Zittern bei seinen Anhängern.
Aber der Ärger schadete ihm nicht. So bin
ich halt, ihr kriegt mich so oder gar nicht –
das war seine Botschaft. Auf dem Parteitag
schrammte er haarscharf am Sieg vorbei,
es fehlten nur wenige Stimmen.

Im Dezember will er vorn liegen. Die
Umfragen sehen ordentlich aus, aber sie
sind nicht viel wert, was zählt, sind die
Entscheider auf dem Parteitag. Merz ist
deshalb fleißiger als 2018, er tourt durch
die Landesvorstände, trifft sich mit Dele-
giertengruppen. Jeder Einzelne zählt, das
weiß er seit seiner Niederlage.

Die Empörungswellen, die Merz aus-
löst, sagen nicht nur etwas über ihn und
seine Partei aus, sondern auch über das
Land. Dass er regelrechten Hass auf sich
zieht, liegt an seiner Sprache, seiner Ag-
gressivität, seinem Reichtum. Aber manch-
mal wirkt es auch, als warteten seine Kri-
tiker nur darauf, dass ein paar schrille Töne
aus seinem Mund purzeln, um das alte
Feindbild aufzupolieren. Der Rest ist dann
nicht so wichtig. Bevor Merz zu Ende ge-
redet hat, ist die innere Satzvervollstän -
digung bei vielen seiner Kritiker schon
durch. Friedrich Feuerstein eben, haben
wir’s doch gewusst!

Merz polarisiert mehr als jeder andere
prominente Vertreter seiner Partei. Bei der
Bewerbung um den CDU-Vorsitz muss das
nicht hinderlich für ihn sein. In der Partei
ticken noch viele wie er. Aber es geht eben
nicht nur um den Vorsitz, sondern auch
um etwas viel Größeres: um die Kanzler-

schaft oder jedenfalls die Kandidatur. In
einem Jahr ist Bundestagswahl, und je nä-
her sie rückt, desto stärker dürfte es um
die Frage gehen, wie vermittelbar Fried-
rich Merz als Nummer eins eigentlich
wäre. Wie angreifbar. Kann so einer wie
er Politik für alle machen? Hat Merz eine
Mitte, eine innere Balance?

Es gibt Leute in der Union, die packt
die nackte Panik, wenn sie daran denken,
dass Merz sie in den Wahlkampf führen
könnte. Seine Vergangenheit, seine Unbe-
herrschtheit – alles ein viel zu großes Risi-
ko, finden sie. Warum, fragen sie, sollte
man das jetzt eingehen?

Renate Köcher, die Grande Dame der
Meinungsforschung, hat der Union gerade
erst bescheinigt, im Grunde konkurrenzlos
dazustehen. Die SPD am Boden, die Grü-
nen stark, aber noch nicht stark genug, die
Union populär wie lange nicht. Da könn-
ten CDU und CSU, das war Köchers Bot-
schaft, auch eine Pappfigur aufstellen, sie
würden gewinnen.

Was hält Merz von dieser These?
Er nimmt die Arme hinter den Kopf, Ell-

bogen raus. Wie ein Pfau, der sein Rad
schlägt. Der Subtext ist: Von dieser Sicht

halte ich nichts, wirklich gar nichts. Er sagt:
»Wenn wir den Status quo nur konser -
vieren, dann kriegen wir ein Problem.« 
Es brauche »mehr Tempo«, meint er.
Deutschland sei »oft zu langsam, zu kom-
pliziert, zu unkreativ, gerade in den mo-
dernen Technologien«. Die Frage sei, »wie
wir die Kraft finden, das zu korrigieren«.

Für sein Buch hat Merz in einer großen
Adenauerbiografie nachgeschlagen. Ihm
sei da klar geworden, wie viel schwieriger
es die Politik heutzutage habe als früher.
»Damals war die Ausgangslage so schlecht,
dass fast jede politische Entscheidung eine
Verbesserung mit sich brachte«, sagt Merz.
Heute lebe das Land »auf einem solch
 hohen Niveau«, dass die Politik sich
»wahnsinnig anstrengen« müsse, um einen
Unterschied auszumachen.

Tatsächlich überdeckt Corona gerade
einiges, auch die Malaise der Union, ihre
Inhaltsleere, ihre Ideenlosigkeit, die Träg-
heit des Landes. Als Kramp-Karrenbauer
2018 für den Parteivorsitz kandidierte, sag-
te sie, nötig sei »eine neue Dynamik«, die
inhaltlichen Debatten müssten »wieder
vom Kopf auf die Füße gestellt werden«.

Das stimmt heute noch. Merkel regiert
jetzt seit 15 Jahren. Viele Bürger fühlen
sich auch deshalb mit ihr wohl, weil Mer-

kel wenig fordert und sie von der Politik
in Ruhe gelassen werden.

Vielleicht braucht es jemanden, der
 diese Ruhe stört, der treibt, an dem sich
die anderen Parteien wieder mehr reiben
können als an Angela Merkel. Die Demo-
kratie lebt von der Auswahl, vom Diskurs,
gerade in Wahlkampfzeiten. Aber viel-
leicht würde es dadurch viel schlimmer,
vielleicht würden die Dinge auch außer
Kontrolle geraten. Aus Emotionen und
Leidenschaft kann schnell Wut werden, ge-
rade in Wahlkämpfen, man muss dafür nur
in die USA gucken.

Ein Mischwesen aus Merz und Laschet
wäre für die Union wohl optimal, ein biss-
chen Ruck, ein bisschen Ruhe. Dieses
Mischwesen gibt es aber nicht. Es braucht
eine Entscheidung.

Zehn Wochen sind es noch bis zum Par-
teitag in Stuttgart, eine lange Zeit. Es wird
giftiger werden, das ist absehbar. Je näher
die Wahl rückt, desto stärker werden die
subtilen Angriffe werden, das Gerede, die
Sticheleien. Und je härter der Kampf wird,
desto schwieriger wird es für die CDU, nach
dem Parteitag zusammenzufinden.

Merz will zusehen, dass es nicht hals-
brecherisch wird. Am Montag trifft er sich
mit Laschet und Röttgen. Sie werden klä-
ren, wie sie sich präsentieren und den Mit-
gliedern vorstellen. Ein paar digitale For-
mate, ein paar Interviews. Kleines Gedeck,
so ist es gedacht. Corona eben.

Womöglich müssen sie doch noch mal
größer ran. Die ARD drängelt, sie hat
Merz und die anderen in der vergangenen
Woche für ein »Triell« vor dem Parteitag
angefragt, einen Dreikampf im Fernsehen
nach amerikanischem Vorbild. Die Anfra-
ge sorgt unter den Bewerbern für Dis -
kussionen, sie setzt vor allem Merz und
Laschet unter Druck. Im Frühjahr hat das
Trio mehr oder weniger fest verabredet,
extern keine gemeinsamen Auftritte zu ma-
chen. Bloß nicht zu viel Streit, das war die
Losung. Aber gilt der Deal noch?

Laschet will sich daran halten. Man
habe sich damals dafür ausgesprochen, auf
solche Streitgespräche zu verzichten, heißt
es in seinem Umfeld – »weder auf Einla-
dung von externen Medien noch auf Ein-
ladung von Verbänden oder Vereinigun-
gen«. Röttgen ist für den Dreikampf. »Wer
Vorsitzender und Kanzler werden will,
muss sich den Mitgliedern und Wählern
stellen wollen«, sagt er.

Merz ist noch unentschlossen, will erst
den Montag abwarten. »Ich entscheide das
nicht allein und möchte deshalb dem Ge-
spräch der Parteivorsitzenden mit den
Kandidaten nicht vorgreifen«, sagt er. Es
klingt wie: Ich muss nicht, ich hab auch so
genug zu tun.

»Mein Kalender ist gut gefüllt«, sagt er.
Veit Medick
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SPIEGEL: Frau Vizepräsidentin, ist Deutsch-
land ein Rechtsstaat?
Jourová: Falls ich in den vergangenen Ta-
gen nicht irgendetwas Entscheidendes ver-
passt habe, dann: Ja, Deutschland ist noch
immer ein Rechtsstaat.
SPIEGEL: Wir fragen deshalb, weil Sie in
der Kommission für Werte und den Rechts-
staat zuständig sind. Anfang Oktober wol-
len Sie die Ergebnisse des Rechtsstaats-
TÜVs vorstellen, bei dem zum ersten Mal
alle EU-Länder systematisch daraufhin un-
tersucht wurden, wie es um Demokratie,
Medienfreiheit und Korruptionsbekämp-
fung bestellt ist. Dabei muss sich auch
Deutschland Kritik gefallen lassen.
Jourová: Im Großen und Ganzen funktio-
niert die Justiz in Deutschland gut. Der
 allergrößte Teil der Bürgerinnen und Bür-
ger hat ein hohes Vertrauen in die Unab-
hängigkeit der Gerichte, das ist für mich
vielleicht das erfreulichste Ergebnis. 
SPIEGEL: Aber auch Deutschlands Justiz
ist nicht ohne Mängel. Zuletzt etwa rügte
der Europäische Gerichtshof, dass die Lan-
desjustizminister der Staatsanwaltschaft
Weisungen erteilen können.
Jourová: Das ist ein klarer Schwachpunkt.
Justizminister sind nun mal Politiker, des-
halb ist die Versuchung für sie groß, poli-
tischen Einfluss auszuüben. Daher können
deutsche Staatsanwälte keine europäi-
schen Haftbefehle ausstellen. Und auch
wenn die Justiz in Deutschland grundsätz-
lich gut funktioniert, zeigt unser Bericht,
dass Verfahren in erster Instanz immer län-
ger dauern. Generell gilt für Deutschland
wie für alle EU-Länder: je unabhängiger
und effizienter die Justiz, desto besser. 
SPIEGEL: Das Bundesverfassungsgericht
hat vor Kurzem in einem Urteil zu den
Anleihekäufen der Europäischen Zentral-
bank den Vorrang des Europäischen Ge-
richtshofs infrage gestellt. Wann startet die
Kommission deswegen ihr Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland? 
Jourová: Sobald wir mit unserer recht -
lichen Analyse fertig sind. Klar ist: Das Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts kann
so nicht stehen bleiben. Wenn wir es ein-
fach so akzeptierten, wäre das Wasser auf
die Mühlen der Regierenden in Ungarn
oder Polen. Die Folgen für die EU könnten
zerstörerisch sein. 
SPIEGEL: Die Idee hinter Ihrem Rechts-
staats-TÜV ist ja, Ländern wie Ungarn
oder Polen das Argument zu nehmen,
Brüssel führe einen Feldzug gegen sie.

Aber gehören die Regierenden in Ungarn
oder Polen nicht genau dahin – in die
Schmuddelecke?
Jourová: Seien Sie unbesorgt, unser Schlag-
licht bleibt auf diese Länder gerichtet. Un-
ser Bericht ersetzt weder die laufenden
Rechtsstaatsverfahren gegen Polen und
 Ungarn, die im Extremfall zum Entzug 
der Stimmrechte im Rat führen können,
noch die zahlreichen anderen Vertragsver-
letzungsverfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof. Wenn wir nun zum ersten Mal
den Rechtsstaat in allen EU-Ländern ver-
gleichen, dann hilft uns das im Streit mit
Ungarn und Polen.
SPIEGEL: Wie das?
Jourová: Viktor Orbán oder die polnische
Regierung verteidigen sich immer nach
dem gleichen Strickmuster: Mal verweisen
sie auf ein spanisches Gesetz, das ähnlich
sei wie die von ihnen erlassenen Regeln,
dann auf eine Vorschrift in Deutschland.
Damit ist es künftig vorbei. Jetzt herrscht
Vergleichbarkeit. Es geht doch bei der
Rechtsstaatlichkeit nicht um Politik, nicht
um Rechts oder Links. Es geht um Richtig
oder Falsch.

SPIEGEL: Gut beobachten ließ sich die Tak-
tik Orbáns zu Beginn der Coronakrise. Ob-
wohl die Einschränkungen demokratischer
Grundwerte in Ungarn deutlich weiter gin-
gen, versuchte sich Ungarns Premier stets
mit dem Verweis auf ähnliche Regeln in
anderen EU-Ländern herauszureden. 
Jourová: Es ist verständlich, dass Regie-
rungen in einer solchen existenziellen
 Krise zusätzliche Kompetenzen haben
wollen. Andererseits wird gerade da be-
sonders deutlich, wie wichtig es ist, dass
die Bürgerinnen und Bürger umfassend
und von unabhängiger Seite informiert
sind. Auch hier erhoffe ich mir von den
Be richten einen Lerneffekt. Wir stellen in
vielen EU-Ländern fest, dass die Arbeit
der Medien schwieriger und der Raum 
für die Zivil gesellschaft kleiner wird. So
etwas passiert nicht über Nacht, sondern
schleichend.
SPIEGEL: In Ländern wie Ungarn kann
von einem pluralistischen Medienumfeld
kaum die Rede sein. In den EU-Staaten
Slowakei und Malta wurden Journalisten
wegen ihrer Arbeit ermordet – Ermittler
fanden Spuren bis in Regierungskreise. 
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»Tödlicher Fehler« 
Europa Erstmals untersucht die EU-Kommission den Zustand des Rechtsstaats in allen EU-Ländern. Die

 Ergebnisse sind alarmierend, klagt Vizepräsidentin V�ra JourovÆ, 56 � vor allem bei der Medienfreiheit. 
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Wertekommissarin Jourová: »Es geht um Richtig oder Falsch«



Jourová: Das Bild unserer Erhebungen ist
eindeutig: Die Lage unabhängiger Medien
verschlechtert sich fast überall in Europa.
In fast allen Mitgliedstaaten sind Medien
unter großem wirtschaftlichen Druck,
etwa wegen sinkender Anzeigenerlöse 
und der steigenden Marktanteile von Platt-
formen wie Google und Facebook. Dazu
kommt die wachsende politische Einfluss-
nahme, und zwar auch im Westen Euro -
pas, etwa in Malta oder Spanien. Die EU-
Kommission wird sich künftig mehr um
die Freiheit der Medien kümmern müssen.
Denn ohne umfassende und unabhängige
Informationsmöglichkeiten fehlt der De-
mokratie in Europa die Grundlage. 
SPIEGEL: In Ungarn kontrolliert die re -
gierungsnahe Presse- und Medienstiftung
KESMA in zwischen einen großen Teil der
Medien.  Warum greift die EU hier nicht
mit dem Wettbewerbsrecht ein und ver-
bietet diese Zusammenschlüsse?
Jourová: Der Zustand der ungarischen Me-
dienlandschaft ist alarmierend. Allerdings
können wir die EU-Wettbewerbsregeln bis-
lang nicht gegen dieses Kartell einsetzen.
Dafür sind die Beträge, um die es bei die-
sen Zusammenschlüssen geht, zu gering.
Ich halte diese rein aufs Geld bezogene
Sichtweise für nicht mehr zeitgemäß. Na-
türlich sind die Medien auch ein Wirt-
schaftssektor. Aber sie liefern eben nicht
Autos oder Schuhe, sondern im Idealfall
ein für das demokratische Zusammen -
leben viel entscheidenderes Produkt – un-
abhängige Informationen. 

SPIEGEL: In Ihren Berichten verweisen Sie
immer wieder darauf, dass sich alle Akteu-
re an die Gesetze halten und demokra -
tische Werte achten müssten. Diese weiche
Definition eines Rechtsstaats würde auch
Orbán sofort unterschreiben. 
Jourová: Herr Orbán sagt gern, dass er
eine illiberale Demokratie aufbaue. Ich
würde sagen: Er baut eine kranke Demo-
kratie auf. In den ungarischen Medien gibt
es kaum noch Kritik an der Regierung,
 sodass eine große Mehrheit der Ungarn
womöglich gar nicht mehr in der Lage ist,
sich eine freie Meinung zu bilden. Ich

fürchte, die Menschen in Ungarn könnten
eines Tages feststellen, dass ihre letzte
Wahl zugleich die letzte freie Wahl war. 
SPIEGEL: Im Frühjahr 2018 hat Orbán im-
merhin eine Zweidrittelmehrheit geholt … 
Jourová: … das stelle ich nicht infrage.
Offen bar trifft er mit seinem Auftreten
 einen Nerv bei den Ungarn. Aber es muss
klar sein, dass er diese Machtposition nicht 
für alle Zeiten zementieren kann. Wenn
die Bürgerinnen und Bürger eines Tages
wollen, dass Orbán geht, dann muss er
 gehen. 

SPIEGEL: Die Unabhängigkeit der Justiz
scheint vor allem in Ungarn, Polen, Bulga -
rien, Rumänien, Kroatien und der Slowa-
kei bedroht. Warum gibt es dieses Problem
besonders in Ländern Osteuropas? 
Jourová: Im ehemaligen Ostblock ist die
Justiz oft noch immer ein einfaches Ziel
für Politiker. Das hat damit zu tun, dass in
Teilen der Bevölkerung das Misstrauen
längst nicht verschwunden ist, das es im
Kommunismus gegen Richter gab. Hinzu
kommt, dass die Menschen in diesem Teil
Europas noch immer viel Geduld mit
Politi kern haben, die nach unumschränk-
ter Macht streben. Ich bin mir sicher: In
einem westlichen Land hätte ein Orbán
niemals eine derartige, umfassende Kon-
trolle über die Medien erlangen können. 
SPIEGEL: Die EU will demnächst, zusätz-
lich zum mehrjährigen Finanzrahmen mit
gut einer Billion Euro, noch mal 750 Mil-
liarden Euro für den Kampf gegen die Fol-
gen der Coronakrise bereitstellen. Warum
sollte die EU mit diesem Geld Länder wie
Ungarn und Polen unterstützen, deren Re-
gierungen auf europäische Werte pfeifen?
Jourová: Wir wollen so viel Geld ausgeben
wie nie zuvor. Mehr Geld braucht aber
mehr Vertrauen, mehr Sicherheit, mehr
Kontrolle. Ich kann mir Wiederaufbau -
programm und Mehrjahreshaushalt daher
nur vorstellen, wenn wir gleichzeitig einen
schlagkräftigen Rechtsstaatsmechanismus
beschließen. 
SPIEGEL: Bei ihrem Mammutgipfel im Juli
kamen die Staats- und Regierungschefs
 allerdings überein, dass die Hürden recht
hoch sein sollen, um EU-Mitgliedern tat-
sächlich die Überweisungen aus Brüssel
zu kürzen – und rückten vom ursprünglich
vorgesehenen Automatismus ab.
Jourová: Wenn wir Länder, die systema-
tisch gegen rechtsstaatliche Prinzipien ver-
stoßen, zum ersten Mal beim Geldbeutel
packen könnten, wäre das ein großer Er-
folg. Mir wäre der ursprüngliche Vorschlag
lieber. Aber wenn wir das jetzt nicht durch-
setzen können, starten wir eben mit einem
Modell, bei dem eine qualifizierte Mehr-
heit für diesen Schritt stimmen muss. 
SPIEGEL: Das Problem ist nur, dass Politi-
ker wie Orbán derzeit am längeren Hebel
zu sitzen scheinen, da die Beschlüsse für
die Corona-Hilfen einstimmig gefasst wer-
den müssen. Wie groß ist die Gefahr, dass
die EU am Ende doch noch einknickt, da-
mit Orbán und andere die Milliarden für
Italien und Spanien nicht blockieren? 
Jourová: Die Gefahr besteht. Aber auch
Ungarn und Polen wollen das Geld. Es gibt
daher gar keinen Grund für Appeasement.
Im Gegenteil: Es wäre ein tödlicher Fehler,
wenn Europa jetzt die Gelegenheit ver-
streichen ließe, endlich einen wirksamen
Rechtsstaatsmechanismus zu beschließen. 

Interview: Markus Becker, Peter Müller 
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Ungarns Premier Orbán: »Kein Grund für Appeasement«

»In einem westlichen
Land hätte ein Orbán nie
eine derartige Kontrolle
über die Medien erlangt.«



M an wird Hans-Christoph Berndt
nicht vorwerfen können, dass er
mit seiner Gesinnung hinter dem

Berg hielte. Einen Tag nachdem der AfD-
Mann in den brandenburgischen Landtag
gewählt wurde, trat er am 2. September
des vergangenen Jahres in Dresden auf,
bei seinen Freunden von Pegida.

Die AfD sei nur dann eine wirkliche Al-
ternative, sagte Berndt, »wenn sie sich als
Teil einer übergeordneten Bürgerbewe-
gung versteht«. Parlamentsarbeit sei wich-
tig, aber nur ein Element von mehreren,
wie Straßenprotest oder die »Auseinan-
dersetzung um Deutungshoheiten«.

Dafür brauche man noch andere Orga-
nisationen und Akteure. Pegida natürlich,
seinen eigenen Verein »Zukunft Heimat«,
den Blog »Sezession« des »Instituts für
Staatspolitik«, das Magazin »Compact«
und den Verein »Ein Prozent«, der eng
mit der »Identitären Bewegung« verbun-
den ist. »Wer sich davon abgrenzt, der
 amputiert sich selbst«, rief Berndt den
 Pegida-Leuten zu. Sie alle werden vom
Verfassungsschutz beobachtet.

Kein Wunder, dass Berndts Rede inzwi-
schen aktenkundig ist. Sie findet sich in

Unterlagen des brandenburgischen Verfas-
sungsschutzes. Und sie wird in dem ver-
traulichen 112-Seiten-Vermerk zitiert, in
dem die Brandenburger Verfassungsschüt-
zer begründen, warum der gesamte Lan-
desverband der AfD seit Juni als Ver-
dachtsfall und damit als Beobachtungs -
objekt eingestuft wird.

Berndts Aussagen in Dresden sind für
die Beamten einer der Belege dafür, dass
sich führende Mitglieder der AfD in Bran-
denburg »aktiv um die Vernetzung des
rechtsextremistischen Spektrums« bemü-
hen. »In der Gesamtschau«, heißt es in
dem Vermerk, der dem ������� vorliegt,
»liefern diese Verflechtungen tatsächliche
Anhaltspunkte für die Verfassungsfeind-
lichkeit der AfD Brandenburg.«

Nach Thüringen ist der Landesverband
nun der zweite, der komplett im Visier der
Verfassungsschützer ist. In anderen Län-
dern wird nur der völkische »Flügel« be-
obachtet, der sich inzwischen formal auf-
gelöst hat. Doch in Brandenburg ist der
»›Flügel‹ längst der ganze Vogel«, sagt Lan-
desinnenminister Michael Stübgen (CDU). 

Dafür hat vor allem Andreas Kalbitz ge-
sorgt, der bis zu seinem Parteiausschluss
vor wenigen Wochen nicht nur als Landes-
und Fraktionschef in Brandenburg den
Ton angab, sondern auch im »Flügel«. Der
Verbündete von Björn Höcke klagt gegen
seinen Ausschluss, doch selbst wenn er
 verliert – an der Einschätzung der Verfas-
sungsschützer ändert das wenig: »Eine in-
haltliche Distanzierung bezüglich seiner
politischen Positionen fand in keiner Wei-
se statt.« Die meisten anderen Branden-
burger AfD-Funktionäre gelten den Nach-
richtendienstlern als ähnlich rechtsextrem. 

Am Dienstag will die AfD im Potsda-
mer Landtag einen neuen Fraktionschef
wählen. Einer der Kandidaten ist Dennis

Hohloch, lange ein enger Kalbitz-Vertrau-
ter. Auch er wird in dem Verfassungs-
schutzvermerk mehrfach erwähnt. 

Hohloch war jahrelang Vorsitzender der
»Jungen Alternative« Brandenburg, die
gute Verbindungen zu Rechtsextremen un-
terhält. Wie viele ihrer Mitglieder habe
auch Hohloch Kontakt zur »Identitären
Bewegung«, schreiben die Verfassungs-
schützer. Und erst im Februar wurden
»Junge Alternative«-Mitglieder, Kalbitz
und andere AfD-Leute bei einem Besuch
in der Cottbuser »Mühle« beobachtet, ei-
nem rechtsextremen Szenetreff. Außer-
dem biete Hohloch online »Menschen mit
sexistischen, frauenfeindlichen und rassis-
tischen Einstellungen eine Plattform für
ihre Kommentare, die er unkommentiert
stehen lässt«, heißt es in dem Vermerk.

Auch der Pegida-Redner Berndt würde
gern Fraktionschef werden. Er ist Vorsit-

zender von »Zukunft Heimat«, einem Ver-
ein, der vor allem durch »Islam- und Frem-
denfeindlichkeit und die Ablehnung der
repräsentativen parlamentarischen Demo-
kratie geprägt« sei, wie es im Vermerk
heißt. Die Verfassungsschützer glauben,
dass der Verein eine »Scharnierfunktion«
zur »gewaltbereiten rechtsextremistischen
Mischszene« erfülle, also etwa zu Hooli-
gans und Kampfsportlern. 

Mit nachrichtendienstlichen Mitteln
wollen die Geheimdienstler herausgefun-
den haben, dass der Verein von Neonazis
der »Spreelichter« unterwandert wird, ei-
ner Organisation, die bereits 2012 verbo-
ten wurde. »Insbesondere der ehemalige
Kopf der Spreelichter, Marcel Forstmeier,
ist offensichtlich im Hintergrund für den
Verein tätig und nimmt Einfluss auf die-
sen«, heißt es in dem Vermerk, er gehe da-
bei »hochgradig konspirativ« vor. 

So sei Forstmeier auf einem Video vor
Berndts Haus zu sehen, und der AfD-
Mann werde »in Teilen von Forstmeier
massiv beeinflusst bzw. sogar gesteuert«.
Offenbar mit Erfolg. Berndt nutze seine
Funktion bei »Zukunft Heimat« und sein
Mandat »offensiv zur Verbreitung seiner
extremistischen Agenda«, schreiben die
Verfassungsschützer.

Die AfD-Abgeordneten in Brandenburg
scheint das nicht zu stören. Berndt hat laut
Fraktionsmitgliedern bei der Wahl am
Dienstag sehr gute Chancen.

Ann-Katrin Müller
Mail: ann-katrin.mueller@spiegel.de
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Brauner
Vogel

AfD In einem vertraulichen
 Vermerk begründet der 

Branden burger Verfassungsschutz,
 warum er die Beobachtung des

Landesverbandes für nötig hält.
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Landtagsabgeordneter Berndt: »Wer sich davon abgrenzt, der amputiert sich selbst«

»Scharnierfunktion 
zur gewaltbereiten
rechtsextremistischen
Mischszene«
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Als Torsten Luschnat das Haus be-
treten wollte, standen Vermumm-
te am Eingangstor. Der Verwalter
wusste, dass man ihn als Ein-

dringling sah. Er hatte einen Anwalt mit-
gebracht. »Wir haben gesagt, dass wir kei-
nen Streit wollen«, erinnert sich Luschnat,
»aber ein Gespräch war nicht möglich.«

Die beiden Männer machten kehrt, doch
zu spät. Zehn bis zwölf Angreifer, so Lu-
schnat, warfen ihn zu Boden, traten ihn mit
Füßen und schlugen ihn mit einem Tele-
skopschlagstock. Dem Anwalt sprühten sie
Reizgas ins Gesicht. Erst als mehrere Strei-
fenwagen kamen, verschwanden die Täter
im Haus. Gefasst wurde niemand. Die Poli -
zei bestätigt die Attacke aus dem Juli.

Berlin, Bezirk Friedrichshain-Kreuz-
berg. Seit Jahren sind zwei zum Teil be-
setzte Häuser in dem Viertel das Symbol
schlechthin für die autonome Szene der
Hauptstadt: das Haus Rigaer Straße 94,
Abkürzung R94, vor dem Luschnat und
der Anwalt Gewalt erlitten. Und die Lie-
bigstraße 34, kurz L34, eine Ecke weiter.
Von den Balkonen wehen Banner, überall
prangen Parolen: »Fight Sexism« und
»Smash Patriarchy«.

Die Radikalen betrachten den Straßen-
zug als ihren Kiez. Von Dächern fliegen
Steine auf Polizisten, Autos werden in
Brand gesteckt. Auf der Kreuzung zünden
Autonome Lagerfeuer an, sie nennen die-
sen Ort ihren »Dorfplatz«.

Die Rigaer ist eine Herzkammer der
deutschen Autonomen, eines Milieus, des-
sen zunehmende Militanz Beamte extrem
besorgt. In einer Analyse des Verfassungs-
schutzes heißt es, ein »harter Kern« radi-
kalisiere sich zusehends. Es bestünde »die
Gefahr eines neuen Linksterrorismus«.

Längst ist in der Rigaer Straße ein Klein-
krieg im Gange. Er trifft vor allem Nach-
barn, aber auch Polizisten und Journalis-
ten. Weil die Gewalt im Viertel im vergan-
genen Jahr stark zunahm, gründete die
 Polizei eine eigene Ermittlungsgruppe –
mit mäßigem Erfolg. »Zu fassen kriegen
wir kaum jemanden«, sagt ein Fahnder.

Politiker wirken hilflos, Anwohner füh-
len sich ausgeliefert. Jetzt dürfte die Lage
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Krieg im Kiez
ExtremismusDie Rigaer Straße in Berlin ist seit Jahren ein Zentrum linker Gewalt. Nun soll dort

ein besetztes Haus geräumt werden. Die Polizei rüstet sich für eine Eskalation.
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Bewaffnete Beamte bei Razzia in der Rigaer Straße im November 2018: Herzkammer der deutschen Autonomen



Berlin
Rigaer Straße

Friedrichshain-
Kreuzberg
Friedrichshain-
Kreuzberg

eskalieren. Der Eigentümer will das Haus
L34 Anfang Oktober räumen lassen. Die
Polizei bereitet sich auf einen Großeinsatz
vor, Staatsschützer prognostizieren einen
»heißen Herbst«. Eine Konfrontation zwi-
schen Staat und Bewohnern lässt sich wohl
nicht mehr verhindern. 

Der Konflikt um die Rigaer Straße er-
zählt viel über Berlin, über seine chaoti-
sche Politik, die glücklose Rolle der Polizei
und eine Ignoranz für Gewalt, wenn sie
von links kommt.

Die Nachbarn

Wenn Silke Konrad, die in Wahrheit an-
ders heißt, das Haus verlässt, schaut sie
sich um. Sie hat inzwischen ein mulmiges
Gefühl auf der Straße. »Man kann nie wis-
sen, was einen erwartet«, sagt sie.

Die Mutter eines Pflegekindes wohnt in
einem Neubaukomplex, nur einen Stein-
wurf entfernt von den besetzten Häusern.

In einer Nacht im vergangenen Okto-
ber habe die 43-Jährige auf ihrem Balkon
eine Zigarette geraucht, wie sie sagt. Da
habe sie gesehen, dass drei Frauen die
 Fassade ihres Hauses besprühten. Konrad
sei nach unten gehastet und habe eine
Frau fest gehalten.

»Ich sagte, dass sie das bitte wieder weg-
machen sollen, sonst würde ich eine An-
zeige erstatten«, so Konrad. Hysterisch
hätten die Frauen geschrien, sich losge -
rissen, seien weggerannt. Nach einer
 kurzen Flucht seien sie vor den Augen
herbei eilender Polizisten in die L34 ge-
flüchtet.

»Yuppie-Schweine, Schüsse in die Bei-
ne« und »Rache« sprühte jemand in der
nächsten Nacht an Konrads Haus. Als sie
später vor die Tür trat, sei eine der Be-
wohnerinnen aus der L34 auf sie zuge-
stürmt und habe sie an der Schulter ge-
packt. »Sie wüssten jetzt, wer ich sei und
wo ich wohnte. Sie sagte auch sinngemäß,
ich hätte keine ruhige Nacht mehr«, so
Konrad. 

Wie sie von Augenzeugen erfuhr, hat-
ten mehrere Frauen aus der L34 ihre
 Haustür observiert und gewartet, bis sie
herauskam. »Die machen einen fertig«,
sagt sie.

Man muss sich den autonomen Nach-
barn nicht erst in den Weg stellen, um zur
Zielscheibe zu werden. Der Neubaukom-
plex, bestehend aus etwa 200 Wohnungen,
wird seit Jahren attackiert. 

Ein warmer Nachmittag Ende August.
Im Innenhof der Wohnanlage spielen Kin-
der in einem Sandkasten. An einer Leine
zwischen den Gebäuden hängen zwei Re-
genbogenflaggen. Neun Anwohner sitzen
in einem Stuhlkreis und berichten von den
Angriffen, deren Spuren nicht zu über -
sehen sind. In einigen Scheiben im Erd -
geschoss klaffen noch die Löcher, die Stahl-

kugeln gerissen haben, geschossen offen-
bar aus einer Schleuder. 

Die Angriffe variieren. Mal sind es
Schmierereien an der Fassade, mal werden
Fäkalien oder Farbbeutel geworfen. Auch
Flaschen und Steine kamen zum Einsatz.
Silke Konrads Mann wurde auf der Straße
angespuckt. »Fickt euch!«, hat jemand in
Blau neben eine Haustür gesprüht. Der
Schriftzug »L34« prangt an der Wand. 

»Im Schnitt haben wir mindestens
einen Übergriff im Monat«, sagt
Kaspar Deecke, Ex-Fotograf
und heute Hausmeister. Weit
mehr als hundert Fensterschei-
ben seien seit 2015 zu Bruch
gegangen, viele noch in der
Bauphase.

Dabei wohnen in dem Komplex gar
 keine neureichen Yuppies, sondern sehr
bodenständige Leute. Um den zunehmend
hohen Mieten in Berlin zu entkommen,
schlossen sich Dutzende Menschen zusam-
men und errichteten auf einer Brache an
der Rigaer Straße neuen Wohnraum. Jeder
brachte seine Ersparnisse ein. 

Noch bevor die ersten Wohnungen be-
zugsfertig waren, sei das Auto eines Securi-
ty-Mannes in Flammen aufgegangen. Kurz
nach dem Einzug von Deecke seien inner-
halb einer Woche 24 Stahlkugeln auf eines
der Fenster geprasselt. Seine damals 14-jäh-
rige Tochter habe dahinter geschlafen. 13
der sechs Millimeter dicken Projektile seien
im Zimmer gelandet. So erzählt er es.

»Wir haben eine Grundsympathie für
die Hausbesetzer«, sagt Deecke. »Aber
das ist mafiöses Verhalten. Die Autono-
men wollen die Regeln bestimmen. Die,
die ihrer Ansicht nach nicht hierherpassen,
werden terrorisiert.« 

Die meisten im Stuhlkreis stehen poli-
tisch links. Einer ist Projektmanager für

erneuerbare Energien, eine Grundschul-
lehrerin, Rentnerinnen der Alt-68er-Ge-
neration sind unter ihnen, eine Sonder-
schulpädagogin gehört dazu. Häufig hät-
ten sie das Gespräch mit den Autonomen
gesucht. Ohne Erfolg. »Sie sind nicht zu-
gänglich für irgendein Friedensangebot«,
sagt Deecke. »Wir versuchen es aber ganz
masochistisch weiter. Wir wollen nicht,
dass ihre Häuser geräumt werden. Wir
 haben nur die Schnauze voll von der

 Gewalt.«
Viele in der Nachbarschaft

haben Angst vor den Extre-
misten. Vor zwei Jahren bekam
ein Ehepaar ein paar Hundert Me-

ter weiter Tag und Nacht Polizei-
schutz. Die Frau hatte den Fehler ge-

macht, Krankenwagen und Polizei zu ru-
fen, als ein bekannter Gewalttäter aus der
R94 einen Passanten während eines Streits
auf der Straße fast bewusstlos schlug. 

Der Passant kam schwer verletzt ins
Krankenhaus. Vor Gericht sagte die An-
wohnerin als Zeugin aus. Daraufhin wur-
den die Frau und ihr Ehemann auf Flug-
blättern als »Kollaborateure« des verhass-
ten Staates beschimpft. Ein Rädelsführer
der R94 veranstaltete Kundgebungen ge-
gen das Paar. Ende 2018 zogen die Ver -
unglimpften weg. Der Mob hatte gesiegt.

Und die Bezirksbürgermeisterin? Ge-
lächter im Stuhlkreis. Die Nachbarn fühlen
sich von Monika Herrmann (Grüne) im
Stich gelassen. »Der Bezirk solidarisiert
sich mit den Hausbesetzern«, sagt Anwoh-
nerin Konrad. »Und wer schützt uns?« 

Die Politik

Um die Lage zu verstehen, hilft ein Blick
auf die Verhältnisse. Friedrichshain-Kreuz-
berg ist eine grüne Hochburg. Von hier
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stammt die einzige Grüne mit einem Di-
rektmandat im Bundestag. Auch in der
 Lokalverwaltung geben die Grünen zu-
sammen mit den Linken den Ton an. Geht
es um militante Autonome, versucht man
 einen Spagat: Sympathie für Hausbesetzer,
Distanzierung von Gewalt. 

Manchmal wird der Terror im Kiez gar
komplett ausgeblendet. Zum Beispiel in
der Resolution DS/1699/V, die im Juni auf
Antrag der Grünen und Linken in der Be-
zirksverordnetenversammlung beschlos-
sen wurde. Im Hinblick auf die geplante
Räumung der L34 sicherte man den Auto-
nomen volle Unterstützung zu. Das be-
setzte Haus sei ein »einzigartiger Schutz-
raum«, eine Anlaufstelle für diskriminie-
rungserfahrene Menschen, heißt es in dem
Papier. Mit seinem »solidarischen Kiez -
bezug« und seiner »Widerständigkeit« prä-
ge das Haus das Viertel. Es sei gar nicht
mehr wegzudenken, so die Resolution. 

Die Nachbarn aus den attackierten Neu-
bauten reagierten mit einem Protestbrief
an Bürgermeisterin Herrmann, inklusive
Fotos der Beschädigungen. 

Den Protestbrief schickten die Nach-
barn auch an ihre Vertreterin im Bundes-
tag, die Abgeordnete Canan Bayram. Die
Rechtsanwältin ist Nachfolgerin des grü-
nen Parteilinken Hans-Christian Ströbele
und so etwas wie die Stimme der Hausbe-
setzer im deutschen Parlament. Schuld an
Eskalationen haben aus Bayrams Sicht
eher der Berliner Innensenator und dessen
Polizei. Die Beamten schikanierten die An-
wohner, twitterte Bayram einmal. Gibt es
mal wieder einen Einsatz gegen die Szene,
ist die Grüne oft zur Stelle. »Bei uns war
sie noch nie«, sagt Hausmeister Deecke. 

Mehrere schriftliche und telefonische
Gesprächsanfragen des ������� an Bay-
ram verliefen ergebnislos. An einem Frei-

tagnachmittag Anfang September steht sie
auf einer Wiese in Friedrichshain unter
zwei Sonnenschirmen. Die Grünen haben
zum Thema Familienpolitik eingeladen.
»Dass Sie mich hier jetzt versuchen zu stel-
len, ist nicht gerade feiner Stil«, blafft Bay-
ram die Reporter an. Über die Rigaer Stra-
ße wolle sie nicht sprechen. Sie habe an-
dere Prioritäten.

Die Berliner Landesregierung kann
nicht so wählerisch sein. Das Problem Ri-
gaer Straße wird von Wahl zu Wahl wei-
tervererbt – eine Art Berliner Flughafen
für Innensenatoren. Der vorläufig letzte
CDU-Mann im Job, Frank Henkel, ver-
suchte sich als Hardliner. Auf dünnem ju-
ristischem Eis schickte er seine Hundert-
schaften 2016 zur Teilräumung in die R94. 

Es folgten Ausschreitungen und eine
 juristische Niederlage für den Eigentümer.
Die Räumung sei illegal gewesen, urteilte
das Landgericht. Kurz darauf war Henkel
weg, die Autonomen triumphierten. Seit
vier Jahren sitzt nun Andreas Geisel (SPD)
im Sattel. Er wolle kein »Sheriff« sein, sagt
er, er handele rechtsstaatlich. CDU-Op -
positionsführer Burkard Dregger wirft ihm
dagegen »zu viel Rücksicht« vor. »Er tut
nicht, was er tun könnte, um Recht und
Ordnung durchzusetzen.«

Andreas Geisel empfängt in seinem
Büro. »Ein einziger Mist« sei die Situation,
sagt er. »Es mangelt mir aber nicht an Ent-
schlossenheit, Recht und Ordnung durch-
zusetzen.« Jeder Durchsuchungsbeschluss
werde vollstreckt. Straftäter, wenn mög-
lich, verfolgt. »Wenn Vermummte in ein
verbarrikadiertes Haus mit vielen Woh-
nungen flüchten und völlig unklar ist, in
welche Wohnung sie konkret geflüchtet
sind, stößt man an Grenzen«, sagt Geisel.
»Wir können nicht überall mit der Ramme
rein nach Wildwestmanier.« 

Für Solidaritätsbekundungen mit den
Hausbesetzern hat Geisel wenig Verständ-
nis. In Regierungskreisen glaubt man, die
Bezirksverwaltung könne mehr tun, um
Vorschriften durchzusetzen. Etwa bei der
Kontrolle der »Kadterschmiede«, einer in-
offiziellen Kneipe im besetzten Teil der
R94. Oder in der Bauaufsicht. 

»Wir sind in Gesprächen mit dem Be-
zirk«, sagt Geisel. Eine Lösung könne es
aber nur mit dem Eigentümer des Hauses
geben. »Im Moment haben wir es mit
 einer Briefkastenfirma zu tun«, so Geisel.
Zur Not könnte die Stadt die Immobilie
kaufen. »Aber solange die Firma ihren
 Hintermann nicht benennt, geht das
nicht.« 

Die Eigentümer

Berlin, Potsdamer Platz, Konferenzraum ei-
ner Wirtschaftskanzlei. Sonne fällt durch die
hohen Fenster im vierten Stock. Am Tisch
sitzt, neben zwei Anwälten, ein Phantom.
Ein Mann in türkisfarbenem T-Shirt, der 
 leise spricht und seinen Namen nicht ver-
breitet sehen will. Investor kann man ihn
nennen. Er sagt, er habe Angst vor Angriffen.

2014 habe er die R94 gekauft. Vorder-
haus, linker Seitenflügel, Hinterhaus, ins-
gesamt 30 Wohnungen. Preis: Berichten
zufolge 1,2 Millionen Euro. Ein Schnäpp-
chen, so klingt es. Der Investor bestätigt
die Zahl nicht. »Der Vorbesitzer ist mehr-
fach körperlich attackiert worden, deshalb
wollte er das Haus verkaufen.«

Der Investor kannte die Geschichte der
R94 vorher, »natürlich«. Vor 30 Jahren,
kurz nach dem Mauerfall, wurde die damals
leer stehende Immobilie besetzt, es wuchs
ein linksalternatives Hausprojekt. Anfang
der Neunziger schloss eine städtische Woh-
nungsbaugesellschaft Mietverträge mit den
Bewohnern ab – zu günstigen Konditionen.

Der Frieden hielt nur wenige Jahre, die
Eigentümer wechselten, es gab Streit um
Verträge, Räumungen, erneute Besetzun-
gen, Straßenschlachten. 2013 wollte eine
Stiftung das Haus kaufen und den Bewoh-
nern günstig überschreiben. Die Bewohner
entschieden sich dennoch »für die Fortset-
zung des Kampfes und gegen die Befrie-
dung«, so steht es auf ihrer Homepage.

Was will man mit so einem Haus? Der
Investor zieht an einer E-Zigarette. Miet-
verhältnisse legalisieren und auf normalen
Standard bringen, besonders im Hinter-
haus, das sei sein Ziel gewesen, sagt er mit
ruhiger Stimme.

Ein bisschen renovieren, ein bisschen
instand setzen. Dafür sollte die Kaltmiete
pro Quadratmeter im Vorderhaus auf 
7 Euro im Schnitt steigen, im Hinterhaus
auf 3,50 Euro. Dort liegt der Preis bisher
bei 1,20 Euro – sofern gezahlt wird.

»Sechs bis sieben Prozent Rendite pro
Jahr« habe er angestrebt, sagt der Investor,
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nach Abzug der Kosten. Geld verdienen,
klar. Aber keine Luxuswohnungen. Er sei
»Bestandsimmobilienhalter«, beteuert er.
»Ich ging davon aus, dass man die Situa -
tion langfristig befrieden könnte.« Was
man in der Rigaer 94 sehe, »kann doch
kein Dauerzustand sein«.

Der Plan ging nicht auf. Der erste Haus-
verwalter, der beauftragt wurde, habe Be-
such von Vermummten bekommen – und
aufgegeben. Zwei Anwälte wurden be-
droht. Den Leuten, die Wohnungen be-
setzt hielten, bot man Mietverträge an, wie
geplant. Der Gegenvorschlag sei gewesen,
so der Investor: ein Euro pro Quadrat -
meter. Plus der Bedingung, dass die Polizei
keinen Zutritt bekäme. 

Unterlagen zufolge, die der �������
einsehen konnte, sind heute nur 5 Woh-
nungen ordnungsgemäß vermietet. Für 15
weitere Wohnungen überweist eine Frau
die Miete. Grundlage dafür sind Altverträ-
ge mit Leuten, die längst woanders leben.
10 Wohnungen gelten als besetzt. 

Die Lage ist inzwischen so festgefahren,
dass sie dem Investor kaum mehr lösbar
erscheint. Um sich zu schützen, sagt er,
müsse er sich hinter einem Geflecht aus
britischen Tarnfirmen verbergen. Doch
das macht ihn handlungsunfähig.

Eigentümerin der R94 ist die eigens ge-
gründete Lafone Investments Limited aus
Consett im Nordosten Englands, Heimat
des als »Mr. Bean« bekannt gewordenen
Komikers Rowan Atkinson.

Das Unternehmen klagte auf Räumung
einzelner Wohnungen, auf Räumung der
»Kadterschmiede«, klagte darauf, dass der
Verwalter das Haus überhaupt betreten
darf. Vergebens. Im jüngsten Beschluss
Mitte August teilte das Landgericht Berlin
zum wiederholten Mal mit, der vorgebli-
che Direktor der Lafone könne seine Pro-
kura nicht beweisen. Und so fühlen sich
Bewohner offenbar bestätigt, dem Verwal-
ter den Zutritt zu verwehren.

Das Problem ist, dass hinter der Lafone
weitere Briefkastenfirmen stehen. Es ist
wie bei einer Matroschka-Puppe: Zum
Vorschein kommen stets nur neue Stroh-
leute. Der Investor bleibt verborgen.

Wenn die Zustände so bleiben, wolle er
das Haus wieder loswerden, sagt er. Es kos-
te ihn jeden Monat Geld, »8000 bis 9000
Euro«, weil die Lafone auf Nebenkosten
sitzen bleibe, Prozesskosten habe, den
Hausverwalter bezahlen müsse. Nur 3500
Euro kämen an Miete rein. Das sei »auf
Dauer nicht zu verkraften«. Kaufen solle
das Land Berlin. Zu welchem Preis? 

Der Investor lächelt jetzt und denkt
kurz nach. Die Zahl, die er sagt, will er
später nicht veröffentlicht sehen. Nur so
viel: Der Marktwert eines unbesetzten
Hauses in dieser Lage betrage knapp sechs
Millionen Euro. Er sei bereit, »deutlich un-
ter diesem Verkehrswert« zu verkaufen.

Der Investor erhöht jetzt den Druck.
Vor wenigen Wochen haben seine An -
wälte eine erneute Räumungsklage gegen
die »Kadterschmiede« eingereicht. Dies-
mal sollen neue Dokumente beweisen,
wer in der Lafone das Sagen hat. Zudem
legten sie der Stadt ein aktualisiertes
 Nutzungskonzept vor. Man wolle sämt -
liche besetzten Wohnungen räumen, um
sie danach als Sozialwohnungen zu ver-
mieten. Im Vorderhaus soll eine Kita ein-
ziehen.

Dem Bezirksamt drohen die Anwälte
mit einer Untätigkeitsklage. Es gebe
Brandschutzmängel im Haus, die der
Hausverwalter nicht beseitigen könne,
weil er keinen Zutritt habe. Der Bezirk sei
in der Pflicht einzuschreiten. Außerdem
habe die Kneipe keine Schanklizenz.

Wer die Geschichte von Gijora Pado-
vicz kennt, kann verstehen, warum der
 Investor seine Identität verschleiert.

Padovicz gehört die L34. Das Haus ist
von Frauen eines »anarcha-queer-feminis-
tischen Projekts« besetzt. Ende August hat
das Landgericht entschieden, dass Pado-

vicz räumen lassen darf. Am 9. Oktober
soll es so weit sein. Außerdem müssen die
Bewohnerinnen etwa 20000 Euro Neben-
kosten nachzahlen. 

Padovicz möchte wegen der angespann-
ten Lage nicht über die Sache sprechen.
Stattdessen empfängt sein Anwalt Ferdi-
nand Wrobel in seinem Büro, vor der Tür
stehen zwei Polizisten. »Aufgrund der Be-
drohungslage«, sagt Wrobel.

Im Januar zerstörten Unbekannte
nachts das Auto des Juristen. In einem Be-
kennerschreiben hieß es, Wrobel mache
die »Drecksarbeit für eines der größten
Immoarschlöcher der Stadt« und verdiene
sein Geld »auf dem Rücken der MieterIn-
nen«. Er sei Teil einer »kapitalistischen
Verdrängungsmaschinerie«. 

Dabei hatte es für Jahre kaum Konflikte
um die Liebig 34 gegeben. 2008 hatte Pa-
dovicz das Haus gekauft, Berichten zufol-
ge für etwa 600000 Euro. Er schloss mit
den Bewohnerinnen einen Pachtvertrag,
befristet auf zehn Jahre und zu extrem
günstigen Konditionen: Für das Haus zahl-
ten sie zunächst 4022,50 Euro pro Monat
plus Nebenkosten, später 4807,32 Euro.
Es handele sich um etwa 30 Wohneinhei-
ten, genau wisse man das nicht, sagt An-
walt Wrobel. »Der Eigentümer hat seit
 Jahren keinen Zutritt zum Haus.« Es habe
offenbar Umbauten gegeben.

Der Vertrag für die L34 lief am 31. De-
zember 2018 aus. Die Bewohnerinnen soll-
ten gehen. Aber sie gingen nicht. Stattdes-
sen gab es eine Serie von Angriffen auf
 Padovicz und seine Leute.

Auf Twitter verbreiteten die Bewohne-
rinnen der L34 ein Foto, auf dem Ver-
mummte zu sehen sind, die mit einem
Transparent posieren. Darauf steht: »Pa-
dovicz aus der Traum! Bald liegst du im
Kofferraum!« Eine kaum verhohlene An-
spielung auf den Arbeitgeberpräsidenten
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Autonome in Berlin-Friedrichshain: »Yuppie-Schweine, Schüsse in die Beine«

2016 2017 2018 2019

Heißes Pflaster
Geschätzte Schadenshöhe der Sachbeschädigungen
an Gebäuden und Privatfahrzeugen im Bereich der 
Rigaer Straße, in Euro

 

Quelle: Berliner Senatsverwaltung für Inneres und Sport
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Hanns Martin Schleyer, der 1977 von der
RAF ermordet wurde.

Die Bewohner

Jan Kasiske hat ein Herz für die Hausbe-
setzer aus der Rigaer Straße. »Das Feind-
bild des Linksautonomen gibt es in mei-
nem Weltbild nicht«, sagt der Ex-Bewoh-
ner. Zwischen 2006 und 2011 hat der heute
49-Jährige im Vorderhaus der R94 gelebt,
mit Mietvertrag. Sein Sohn wohnt immer
noch dort. Früher machte Kasiske Prä -
ventionsarbeit gegen Rechtsextremismus.
Heute coacht er Führungskräfte. 

»Mit dem Hinterhaus hatten wir uns
 verständigt«, so Kasiske. »Damals war die
Situation auch noch nicht so wie heute. Es
wurde viel um den richtigen Weg gerun-
gen.« Straftaten und Gewalt sind für ihn
eine rote Linie. Dafür gebe es keine Recht-
fertigung, »von keiner Seite«. Einige aus
dem Haus seien für vernünftige Lösungen
wohl inzwischen nicht mehr erreichbar.
Generell aber müsse ein Biotop wie die
R94 als Ausdruck linker Lebenskultur in
einer Demokratie möglich sein. »Aber
wenn ich in einem ruhigen Stadtteil leben
will, ziehe ich nicht in die Rigaer.«

Joschka B. gehört eher nicht zu denen,
die es ruhig mögen. »Rädelsführer«, »Ge-
walttäter Links«, »maßgebender Teil der
linksextremistischen Szene« – so beschrei-
ben Staatsschützer den gebürtigen Rosen-
heimer in vertraulichen Akten. 

»Wir vermuten ihn hinter vielen Aktio-
nen und Straftaten, die in der R94 ihren
Ursprung haben«, sagt ein Beamter einer
Sicherheitsbehörde. Nicht alle Bewohner
seien Extremisten. Vor allem im Vorder-
haus lebten Personen, die wohl mit der
Szene sympathisierten, aber nicht militant
seien, heißt es. 

Joschka B. wohnt im Hinterhaus. Die
»Fraktion Hardcore«, so nennt ein Ermittler
den Gebäudeteil. Mit den militanten Femi-
nistinnen aus der L34 gebe es einen regen
Austausch. Polizisten gehören für den har-
ten Kern der Autonomen genauso zum
Feindbild wie Journalisten. Kamerateams
werden attackiert, Reporter nach kritischen
Berichten im Internet denunziert. Einem
Kolumnisten, der immer wieder über die
Rigaer berichtet, fackelten Unbekannte
zweimal vor seiner Wohnung das Auto ab.

Joschka B. gehört zu den Veteranen. Er
sei intelligent, ein Anführer, autoritär, kom-
promisslos in seiner Ablehnung des Staats,
sagt ein Beamter. Die Staatsanwaltschaft
Berlin ermittelt gegen zwei Gefährten von
B., weil sie dem Jobcenter gefälschte Do-
kumente vorgelegt und Sozialleistungen er-
schlichen haben sollen. Seit ver gangenem
Jahr wird nach Joschka B. gefahndet. We-
gen des Verdachts einer gefährlichen Kör-
perverletzung muss er eine DNA-Probe ab-
geben. Erwischt hat man ihn noch nicht.

Zu unübersichtlich ist die Lage in der
R94 mit ihren geschätzt rund 50 Bewoh-
nern, zu mobil der Verdächtige. Er pflegt
enge Kontakte in die militante Szene im
Ausland, nach Griechenland zum Beispiel. 

Eine Anfrage des ������� ließ Joschka
B. unbeantwortet. Ein Anwalt, der Bewoh-
ner der R94 vertritt, wollte sich ebenfalls
nicht äußern.

In Sicherheitskreisen gilt B. als anschau-
liches Beispiel für die zunehmende Radika-
lisierung der Autonomen, deren Rückzugs-
orte im umkämpften Immobilienmarkt im-
mer mehr verschwinden. Nach Angaben
der Berliner Innenverwaltung wurden im
Umkreis der R94 und L34 in den vergange-
nen vier Jahren 330 private Fahrzeuge und
48 Streifenwagen beschädigt. Hinzu kamen
Dutzende verletzte Beamte und zahlreiche

Sachbeschädigungen und Brandstiftungen
an Gebäuden. »Bei diesen Extremisten ver-
kommt der linke Kampf für eine gerechte
Welt zur Besitzstandswahrung mit militan-
ten Mitteln«, sagt der SPD-Innenpolitiker
Tom Schreiber. »Sie reden immer von einer
größeren Sache. Letztlich dreht sich aber
alles immer nur um ihr kleines Milieu.«

Die Polizei

Wer zu Kriminalrat Jens Müller will, muss
vor dem Eingang warten, bis er abgeholt
wird. Ein grauer Betonkasten in Berlin-
Tempelhof. Müllers echter Name ist tabu.
Zu groß ist für ihn die Gefahr, ins Visier
seiner Kundschaft zu geraten.

Seit einem Jahr ist der 43-Jährige leitender
Ermittler im Landeskriminalamt, zuständig
für den Komplex Rigaer Straße. Doch sein
Büro ist noch immer ein Provisorium, als
wäre er schon auf dem Sprung. In zwei Jah-
ren wird er als Karrierebeamter des höheren
Dienstes in die nächste Abteilung wechseln.

Mit der Rigaer lässt sich nur wenig gewin-
nen. Dafür muss die Polizei sich immer
 wieder Vorwürfe anhören. Die Rigaer Straße
sei nur deswegen ein Brennpunkt, weil die
Polizei dort immer wieder provoziere, sagt
ein Kenner der Szene. Polizeigewerkschafter
sprechen dagegen von »menschenverachten-
der Gewalt« gegen Beamte. »Es ist oft nur
der Schutzausrüstung oder dem bloßen Zu-
fall zu verdanken, dass etwa Angriffe mit
Steinen von Dächern nicht tödlich für die
Kollegen enden«, so Benjamin Jendro, Spre-
cher der Gewerkschaft der Polizei in Berlin. 

Die Kripo-Ermittler von Jens Müller ver-
suchen, linksextreme Straftäter zu überfüh-
ren, die sich in den besetzten Häusern und
deren Umfeld bewegen. Müller sagt, die
R94 sei »Schaltzentrale« und »Widerstands-
symbol« der Szene, weit über Berlin hinaus.
Das Hauptproblem seien ein paar Dutzend
Extremisten, die sich regelrecht verschanzt
hätten. Sie hätten eine eigene »Gebäude -
sicherung« vorgenommen. Zugänge seien
zugemauert, Falltüren installiert worden.

Wie schwer sich die Polizei mit der Ri-
gaer tut, zeigt ein »Entscheidungsvorbe-
halt« der Polizeipräsidentin, den es in ab-
gewandelter Form schon seit 2012 gibt. Er
macht es nahezu unmöglich, Verdächtige
zu verfolgen, die in »linke Szeneobjekte«
fliehen. In solchen Situationen, so heißt es
in dem Dokument, müsse zunächst ein
Vorgesetzter in der Direktion um Erlaub-
nis gefragt werden. Und bis das geschehen
ist, sind die Flüchtigen längst weg.

Hinter vorgehaltener Hand beklagen
Polizisten eine ausgeprägte Nachsicht der
Behörden mit den Autonomen. Wenn
Joschka B. »ein Nazi wäre«, sagt ein Be-
amter sehr überzeugt, »dann säße er schon
längst im Knast«.

Roman Lehberger, Ansgar Siemens
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Zerstörte Fensterscheibe in Neubau: Serie von Angriffen






















































































































































































